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Vorwort

Am 26. April 1986 um 01.23 Uhr explodierte ein Reaktor des Atomkraftwerks
in Tschernobyl. Der Graphitblock entflammte, die Brennstäbe schmolzen. Die
Explosion und der fast zwei Wochen dauernde Brand schleuderten einen gro-
ßen Teil des radioaktiven Inventars in die Atmosphäre. Nach Schätzungen west-
licher Experten sind in der Ukraine bis 2000 etwa 30.000 Personen unmittel-
bar an den Folgen der hohen Strahlendosis gestorben. Die russische Regie-
rung meldet am 27.04.2000, dass von 86.000 Liquidatoren 55.000 gestorben
seien, davon allein 15.000 Russen und davon mehr als ein Drittel durch Selbst-
morde. Die WHO prognostiziert, dass allein 33 Prozent der Kinder aus den
unmittelbar betroffenen Gebieten im Laufe ihres Lebens an Schilddrüsenkrebs
erkranken werden, das sind schon hier mehr als 50.000 Menschen.
Die radioaktive Wolke verseuchte weite Landstriche auch noch in großer Ent-
fernung. In Westdeutschland und Westberlin mit ihren aktiven Anti-Atom-
kraft-Bewegungen löste die Katastrophenmeldung einen heftigen öffentlichen
Diskurs aus, der tief greifende Veränderungen bewirkte.

In den Wochen nach der Katastrophe stapelte sich in den Läden der DDR ein
bisher nie gekanntes Angebot von Obst und Gemüse. Zeitzeugen berichten
über ein reichliches Angebot auch in den Kindertagesstätten. Kinder vorsichti-
ger Eltern lehnten den Salat ab, andere genehmigten sich doppelte Portionen.
Die Bevölkerung des ehemaligen Bezirks Magdeburg war durch das Zusam-
mentreffen der radioaktiven Spaltstoffe mit zufälligen Niederschlägen Anfang
Mai 1986 besonders betroffen. Vergleichbare Kontaminationen dieser Inten-
sität waren auf dem Gebiet Gesamtdeutschlands nur im Voralpenraum er-
folgt. Schon zwei Tage nach der Katastrophe von Tschernobyl wurde in der
DDR stark ansteigende Radioaktivität festgestellt. So maß Anfang Mai 1986
das Magdeburger Bezirkshygieneinstitut in Wiesenkräutern bis zu 76.000 Bq/kg
und in Bodenproben bis zu 40.000 Bq/kg. Aber nur ein einziges Mal standen
ein paar Zahlen über die Radioaktivität nach Tschernobyl in der Zeitung:
„Stabilisierung auf einem niedrigeren Niveau“. Das „Neue Deutschland“ ver-
schwieg, dass Radioaktivitätswerte rund 1000-mal höher als üblich waren, ja
sogar Anfang Mai nochmals um etwa den Faktor 100 anstiegen. Was die
Bürger der DDR nicht erfuhren, wusste die Regierung ganz genau.
Ihrem Ziel, die Entwicklung des Sozialismus mit allen Mitteln, ordnete die So-
zialistische Einheitspartei in der DDR alles unter: den Umgang mit der Natur
genauso wie die Lebensqualität der Menschen. Die zunehmende Vergiftung
der Umwelt, gerade auch in den Chemieregionen, war den Herrschenden durch
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zahlreiche Berichte genauso bekannt wie viele andere Missstände. Unter dem
Zwang ihrer selbst gesetzten Ziele ergingen jedoch keine grundlegenden An-
weisungen für Verbesserungen. Im Gegenteil wurden die Umweltdaten als
Geheime Verschlusssache eingestuft und das Ministerium für Staatssicherheit
beauftragt, Kritiker der Umweltpolitik und anderer Bereiche zu verfolgen und
auszuschalten. Hier wurden sogar bewusst DDR-Gesetze gebrochen.

In diese Zusammenhänge gehört auch der Umgang mit der Katastrophe von
Tschernobyl 1986. Es gab unter anderem durch die offensichtlichen Mängel
auf der Baustelle des Atomkraftwerkskomplexes Stendal bereits organisierten
Bürgerprotest im Bezirk Magdeburg. Es waren wenige, die sich um eine Auf-
klärung der Bevölkerung bemühten und auf die Gefahren hinwiesen. Häufig
wurden sie belächelt, manchen erreichten sie jedoch mit ihren Informationen.
Gleichwohl wurde Tschernobyl für Umweltgruppen und Friedensbewegung
der DDR ein wichtiges Aufbruchssignal.
Die tatsächlichen Auswirkungen der Katastrophe auf Menschen und Umwelt
in Ostdeutschland und der Umgang mit der Anti-Atom-Bewegung in der DDR
blieben selbst nach der Wende weitgehend im Dunkeln. Auch im vereinten
Deutschland sind Atom-KritikerInnen Ziel staatlicher Maßnahmen: der Verfas-
sungsschutz ordnet die Anti-Atom-Bewegung pauschal als verfassungs-
feindliche Betätigung ein, und etliche der dort engagierten Menschen werden
von deutschen Diensten überwacht. Der jüngst erzielte „Atomkonsens“ ver-
schiebt – trotz aller bekannter Risiken – das Abschalten der deutschen Atom-
kraftwerke auf die nächste Generation.

Die vorliegende Broschüre ist die Dokumentation des gemeinsamen Forums
von Friedrich-Ebert-Stiftung, Greenkids Magdeburg und Hochschule Magde-
burg-Stendal (FH) vom 19. April 2002 mit dem Thema „Tschernobyl und die
DDR: Fakten und Verschleierungen – Auswirkungen bis heute?“. Wir freuten
uns über das rege Interesse von Personen, insbesondere aus Politik, Verwal-
tung, Bürgerinitiativen und Bildungseinrichtungen. Insgesamt nahmen 59 Per-
sonen an der Tagung teil. Es kamen sowohl BefürworterInnen als auch
GegnerInnen der Atomtechnologie-Nutzung zu Wort, deren Biografie mit der
Katastrophe von Tschernobyl in besonderer Weise verknüpft ist. Wissen-
schaftlerInnen legten aus ihrer Sicht dar, warum sie gesundheitliche Folgen
für Ostdeutschland für belegbar oder unbelegt halten. Auch der Umgang
des Staatsapparats der DDR mit den AtomkraftgegnerInnen, besonders nach
Tschernobyl, ist Thema dieser Broschüre. Hierzu gab es auf der Tagung kein
eigenes Referat, jedoch eine kleine Ausstellung. Wir zeigen an zwei Beispie-
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len auf, wie AtomkraftgegnerInnen damals bespitzelt und verfolgt wurden.
Zwei Organisationen, die sich mit den Folgen von Tschernobyl auseinander
setzen, stellen ihre Sicht der Katastrophe und Handlungsmöglichkeiten für
heute dar. So wird klar, dass die Opfer der Katastrophe nach wie vor zu wenig
Unterstützung erhalten. Wir wollen mit unserer Broschüre auch an das Enga-
gement der Umweltgruppen in der DDR erinnern. Im Rückblick hierauf wird
noch einmal deutlich, wie wichtig ein offener Umgang mit den Gefährdungen
unserer Umwelt ist.

Wir müssen nicht nur einen offeneren Umgang mit den Gefährdungen unse-
rer Umwelt fordern und über eine weitere Reform der Energiepolitik nachden-
ken, sondern sind angesichts des fortdauernden Elends der unmittelbar be-
troffenen Bevölkerung auch zum Helfen verpflichtet. Auch dazu finden Sie
Hinweise in dieser Broschüre.

Joachim Schlütter Edda Ahrberg
Leiter des Landesbüros Landesbeauftragte für die Unterlagen
Sachsen-Anhalt der des Staatssicherheitsdienstes der
Friedrich-Ebert-Stiftung ehemaligen DDR in Sachsen-Anhalt
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Zusammenfassung des Forums zu „Tschernobyl
in der DDR: Fakten und Verschleierungen –
Auswirkungen bis heute?“

Am 19.04.2002 fand in Magdeburg ein Forum zum Thema „Tschernobyl und
die DDR“ statt, das gemeinsam von der Hochschule Magdeburg-Stendal (FH),
den Greenkids und der Friedrich-Ebert-Stiftung, Landesbüro Sachsen-Anhalt,
veranstaltet wurde. Ein Ziel des Forums bestand darin, die Geschehnisse in der
DDR nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl zu dokumentieren. Was
geschah damals hinter den Kulissen des DDR-Staatsapparates? Welche Rolle
spielte die Friedens- und Umweltbewegung der DDR? Wie groß waren das
Ausmaß und die Auswirkungen des radioaktiven Fallouts auf das Gebiet der
ehemaligen DDR? Fragen, denen nach der Wende von 1989 übergreifend nur
wenig Beachtung geschenkt wurde. Im Folgenden sollen die Beiträge des
Dokumentationsbandes kurz zusammengefasst vorgestellt werden.
Am 26.04.1986 explodierte in der ehemaligen Sowjetunion einer der vier Atom-
reaktoren von Tschernobyl. Der bis dahin gänzlich unbekannte Ort in der Nähe
von Kiew wurde nach Harrisburg (USA, 1979) so zum Symbol einer gesund-
heitsgefährdenden Energiepolitik. Zusätzlich wurde die Weltöffentlichkeit Zeu-
ge, wie fahrlässig ein totalitäres Regime im Fall einer atomaren „Havarie“ mit
der Bevölkerung umspringt.
Darüber hinaus löste Tschernobyl einen weltweiten Lernprozess in ökologi-
sche Zusammenhänge aus mit politisch weit reichenden Konsequenzen. Um-
weltkatastrophen wie Seveso in Italien (Dioxin) oder Bhopal in Indien
(Methylisocyanat-Gas) mit tausenden Opfern waren bis dahin eher lokal und
begrenzt wirksam. Erst das Waldsterben – unter anderem eine Folge überregi-
onaler Transportprozesse von Luftschadstoffen – führte zu der öffentlichen
Wahrnehmung, dass Umweltbelastungen nicht auf den Ort ihrer Entstehung
begrenzt bleiben. Global gesehen hat Tschernobyl der Weltgemeinschaft „in
der Praxis“ verdeutlicht, dass die Atmosphäre als größtes natürliches Vertei-
lungssystem der Erde in kürzester Zeit in der Lage ist, unter bestimmten Vor-
aussetzungen eine lokale (atomare) Katastrophe zur globalen Bedrohung zu
führen. Weiteres entnehmen Sie bitte dem Eingangsvortrag „Die Katastrophe
von Tschernobyl und ihre geografischen und politischen Rahmenbedingungen“
und dem Literaturverzeichnis, das von Thomas Hartmann zusammengestellt
wurde.
In Westdeutschland und Westberlin lösten die bruchstückhaft durchsickern-
den Informationen einen heftigen öffentlichen Diskurs aus, der bis heute nach-
haltige gesetzliche und politische Veränderungen bewirkt hat. Weitestgehend
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überforderte beziehungsweise politisch kurz gehaltene Bundes- und Länder-
behörden trafen auf eine zumindest von ihren Szenarien gut vorbereitete Anti-
Atomkraft-Bewegung. In Zusammenarbeit mit vielen WissenschaftlerInnen und
Instituten wurden unter anderem wirksame Messprogramme durchgeführt und
die Bevölkerung zum Schutz ihrer Gesundheit unterrichtet. Die Situation in
West-Berlin, das geografisch und zum Teil in der Versorgung das Schicksal mit
der DDR-Bevölkerung teilte, schildert Thomas Dersee in: „Tschernobyl in
Westdeutschland und West-Berlin – zwischen staatlicher Unfähigkeit, Enga-
gement und Hysterie“.
In der DDR dagegen berichteten die Medien über die Katastrophe zunächst
überhaupt nicht. Sichtbarste Auswirkung war die ungewöhnlich gute Versor-
gungslage der DDR-Stadtbevölkerung mit frischem Gemüse, das auf Grund
der radioaktiven Belastung nicht mehr in das westliche Ausland exportiert
werden konnte. Nachdrücklich werden in dem Vortrag von Sebastian Pflug-
beil: „Tschernobyl und die DDR – zwischen staatlicher Leugnung und Bürger-
bewegung“ die Details der Informationspolitik der DDR, und die Reaktionen
der Bürger und der Umweltbewegung geschildert sowie einige Beweggründe
des sowjetischen Machtapparates bewertet. Diese hier erstmalig so dokumen-
tierten Erkenntnisse, die sich auf ein umfangreiches staatliches Archivmaterial
stützen, werden vom Referenten dazu genutzt, die ungebrochene Kontinuität
derjenigen Interessengruppen, die seit 17 Jahren (2003) die tatsächlichen Ge-
schehnisse im Reaktorblock Tschernobyl und die Folgen verschweigen be-
ziehungsweise herunterspielen, aufzuzeigen.
Für die Umweltgruppen und die Friedensbewegung der DDR, die in der Regel
unter dem Dach der Evangelischen Kirche aktiv war, wurde Tschernobyl ein
wichtiges Aufbruchssignal, ohne dass es zunächst zu spektakulären Aktionen
kommen konnte. In welchem Ausmaß die Personen und Treffen durch die
Organe der DDR observiert und beeinflusst wurden, konnte erst nach der
Wende von 1989 aus den personenbezogenen Aufzeichnungen der Staatssi-
cherheit teilweise rekonstruiert werden. Obwohl nicht mit einem eigenen Bei-
trag auf dem Forum vertreten, sind diese Vorgänge in der Auseinanderset-
zung mit den Folgen von Tschernobyl auf dem Gebiet Ostdeutschlands immer
präsent. Die Herausgeber haben sich daher entschlossen, mit der Unterstüt-
zung der Zeitzeugen Frau Dr. Erika Drees und Herrn Dr. Gerhard Loettel sowie
der Landesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der
ehemaligen DDR in Sachsen-Anhalt, Frau Ahrberg, den Vorgängen im Bezirk
Magdeburg einen eigenen Beitrag zu widmen: „Der Umgang der DDR mit der
Atomkraft: Vertuschung und Überwachung von AtomkraftgegnerInnen“,
wurde von Falk Beyer recherchiert und verfasst.
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Der ehemalige Bezirk Magdeburg, der heute den nördlichen Teil des Landes
Sachsen-Anhalt bildet, war besonders betroffen. Vergleichbar den Boden-
kontaminationen im Süden Bayerns, kam es auch hier Anfang Mai 1986 zu
lokalen Niederschlagsereignissen, in deren Folge das Bezirkshygieneinstitut
Magdeburg hohe Strahlenwerte gemessen hat.
Bernd Thriene, zu dieser Zeit Direktor des Bezirkshygieneinstituts und heutiger
Leiter des Fachbereichs Gesundheit im „Landesamt für Verbraucherschutz
Sachsen-Anhalt“, berichtet von den gemessenen Radioaktivitätswerten, die
kurz nach dem Super-GAU im Bezirk Magdeburg registriert wurden in: „Ab-
lauf und Folgen von Tschernobyl im Bezirk Magdeburg“. Diese Werte waren
extrem hoch und hätten zu Vorsorgemaßnahmen für die Bevölkerung führen
müssen. Da mittlerweile alle Fäden in Ostberlin im Staatlichen Amt für Atom-
sicherheit und Strahlenschutz (SAAS) der DDR zusammengehalten wurden,
durfte das Bezirkshygieneinstitut seine Warnungen nicht veröffentlichen. Bernd
Thrienes Fazit aus seinen Untersuchungen ist, dass trotz hoher Messwerte,
der Fallout von Tschernobyl nur vernachlässigbare Auswirkungen auf die Ge-
sundheit der Menschen hier zu Lande hatte.
Johann Langhammer stellt im Vergleich in dem Beitrag: „Belastungssituation
der Lebensmittel und Strahlen-Katastrophenschutz in Sachsen-Anhalt“ die
heutige Situation dar. Die kontinuierliche Überwachung der Umweltradio-
aktivität und das für Katastrophenfälle vorgesehene „Intensivmessprogramm“
ist die unmittelbare Folge von Tschernobyl. Es wurde nach der Wende von
1989 auch in Sachsen-Anhalt etabliert. Zusätzliche Untersuchungen auf radi-
oaktive Stoffe in Sachsen-Anhalt in der Altmark (zum Beispiel im Gebiet
Schollene), wo der Reaktorunfall von Tschernobyl überdurchschnittliche Kon-
taminationen verursachte, ergänzen die Kontrollmessungen. Aus den vorlie-
genden Messwerten käuflicher Lebensmittel folgert er, dass eine Gefährdung
der Menschen in Sachsen-Anhalt in Folge der Reaktorkatastrophe nicht be-
steht.
Veränderungen bei der Säuglingssterblichkeit sowie bei der Anzahl der Fehl-
bildungen könnten die wichtigsten Nachweise für einen gesundheitlichen Ein-
fluss der Umweltradioaktivität nach Tschernobyl liefern. Volker Steinbicker
wertet in seinem Beitrag: „Fehlbildungen bei Säuglingen im Raum Magdeburg“
die Säuglings-Fehlbildungsstatistiken in den Jahren nach dem Tschernobyl-GAU
aus. Für den Raum Magdeburg gab es bereits vor 1986 eine umfassende Fehl-
bildungserfassung. Er benennt Fälle, in denen ein Zusammenhang zwischen
der Katastrophe und den gesundheitlichen Folgen nahe liegend erscheinen und
befasst sich mit der Signifikanz festgestellter Unregelmäßigkeiten. Anhand
dieser Daten schlussfolgert Volker Steinbicker, dass es zumindest im Rahmen
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dieser Erhebungen keine auffälligen Erhöhungen von Krankheitsbildern gab,
die auf den Reaktorunfall zurückzuführen sind.
Der Verein „Kinder von Tschernobyl“ aus Sachsen-Anhalt leistet Hilfe für die
Betroffenen in Belorussland. Basierend auf Spenden und dem persönlichen
Engagement vieler Aktiver werden jährlich Hilfsgütertransporte in die Region
Pinsk organisiert. Diese Unterstützung soll helfen, die Infrastruktur in den be-
troffenen Gebieten wiederaufzubauen beziehungsweise zu verbessern und
den Opfern ein einigermaßen erträgliches Leben zu ermöglichen. Frau Christine
Tietze berichtet darüber hinaus in ihrem Beitrag: „Die Kinder von Tschernobyl –
Eine Aufgabe für uns alle“ von Ferienaufenthalten weißrussischer Kinder in
Sachsen-Anhalt. Vor allem Waisen, Halbwaisen und Kinder sozial schwacher
Familien können sich bei Gastfamilien einige Wochen erholen und das Leben
hier kennen lernen.
Die Greenkids stellen in ihrem Beitrag: „‚Konsens‘-Politik trotz Atomgefahr“
die Gefahren, die mit der Nutzung der Atomenergie verbunden sind, heraus.
Neben der Gefahr eines Super-GAUs wie er in Tschernobyl geschah, werden
Menschen und Umwelt beim Uranabbau, im Normalbetrieb von Atomkraft-
werken und bei der Entsorgung des Atommülls geschädigt. Die mit dieser
Technologie verbundenen Risiken sind zu groß, als dass sie eingegangen wer-
den dürften. Deshalb fordert Falk Beyer als Vertreter der Greenkids den Sofort-
ausstieg aus der Atomtechnik.

Prof. Dr. Thomas Hartmann
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Die Katastrophe von Tschernobyl und ihre
geografischen und politischen Rahmenbedingungen

Einleitung

Die Reaktor-Explosion von Tschernobyl ist auch nach 16 Jahren kein vornehmlich
historisches Ereignis. Nach wie vor sind baugleiche Reaktoren in Osteuropa in
Betrieb und werden 2004 der Europäischen Union „beitreten“ (Litauen). Die
wirklichen Vorgänge während der Explosion und die verbliebene Restmenge
radioaktiver Spaltstoffe im Reaktorblock und deren Gefährdungspotenzial sind
umstritten. Es ist weiterhin ungeklärt, welche Mengen welcher Radionuklide
nach dem 26.4.1986 in die Atmosphäre freigesetzt wurden und was im Reaktor-
block zurückblieb.
Darüber hinaus kennen wir bis heute nicht die tatsächlichen Zahlen der Opfer
der Katastrophe. Die nationalen und internationalen Organisationen sind
satzungsgemäß der Förderung der Atomkraft verpflichtet, so dass von dieser
Seite keine objektiven Zahlen der Todesfälle zu erwarten sind. Die Spannweite
der Angaben reicht von wenigen Dutzend, die unmittelbar im Katastrophen-
geschehen getötet wurden, bis zu mehreren Zehntausenden, die als direkte
beziehungsweise indirekte Folge der Strahlenschäden umkamen. Noch schwie-
riger gestaltet sich die Erfassung von Folgeerkrankungen in der Bevölkerung.
Insofern fehlt bis heute den Strahlenopfern, ihren Angehörigen und den aus
den verseuchten Gebieten Vertriebenen eine angemessene, systematische Un-
terstützung beziehungsweise Entschädigung.
Die aus der Erfahrung mit Tschernobyl abzuleitenden Vorkehrungen für den
Schutz der Bevölkerung in Deutschland sind bisher nur unzureichend umge-
setzt worden. Oder haben Sie ein Päckchen Jodtabletten für den Ernstfall im
Haus? Im Folgenden möchte ich mich auf die Fakten beschränken, die nach
Quellenlage (vgl. Literaturverzeichnis) relativ unumstritten sind.

Prof. Dr. Thomas Hartmann

Professor Dr. rer. nat. Thomas Hartmann, Magdeburg, ist seit 1998 Dozent
an der Hochschule Magdeburg-Stendal (FH) im Studiengang Gesundheits-
förderung und -management für Human- und Gesundheitsökologie.
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Zeitlicher Verlauf der Reaktorkatastrophe

Das Atomkraftwerk Tschernobyl besteht aus vier Blöcken. Am 25. April 1986
wurde das Abschalten des vierten Blocks zur jährlichen Revision vorbereitet.
Durch schwere Bedienungsfehler und massive Verstöße gegen die Betriebs-
vorschriften kam es nach zahlreichen Zwischenschritten zu einem nicht mehr
zu kontrollierenden Leistungsanstieg auf mehr als das 100fache der normalen
Reaktorleistung. Dies führte am 26.04. um 1:23:48 Uhr zu einer Dampf-
explosion, die den 1.000 Tonnen schweren Reaktordeckel anhebt und um 90°
versetzt. Die mit dem Deckel verbundenen Rohrleitungen reißen ab. Der Re-
aktor wird zerstört. Luft kommt in Kontakt mit dem Kern und es entsteht
brennbares Kohlenmonoxidgas. Die Gase entzünden sich und glühende Parti-
kel werden aus dem zerstörten Kern geschleudert.

Besonderheiten des Atomreaktortyps RBMK

Der Tschernobyl-Reaktortyp wird von Fachleuten per se als instabile Konstruk-
tion bezeichnet, unabhängig von den Belastungsgrenzen die in der Nacht vom
25./26.04. 1986 überschritten wurden. Der Druckröhren-Siedewasserreaktor
(1.000 MWe) wurde nur in der UdSSR gebaut und ist heute noch mit 13 Reak-
toren in Osteuropa in Betrieb. Selbst die drei baugleichen nicht zerstörten
Reaktoren von Tschernobyl wurden bis in das Jahr 2000 weiterbetrieben.
Allerdings werden nach 1986 im Bau befindliche Reaktoren dieses Typs nicht
mehr fertig gestellt sowie kein neuer Reaktor gebaut. Zusätzlich zu den
Konstruktionsmängeln zeichnet sich der Bautyp durch den Gehalt von Gra-
phit aus, das – vereinfacht gesagt – erst die Explosion mit der nachfolgenden
Brandkatastrophe und der extremen Thermik von radioaktiven Partikeln in die
höchsten Luftschichten der Troposphäre möglich machte.

Klimatische Rahmenbedingungen

Die Freisetzungsdauer betrug ungefähr zehn Tage. Durch den thermischen
Auftrieb wurden radioaktive Spaltprodukte freigesetzt und durch die unge-
heure Hitze in große Höhen getragen und entsprechend den Witterungs-
bedingungen global verteilt. Es handelte sich zum Beispiel um Jod 131 (8 Tage),
Cäsium 134 (2 Jahre), Cäsium 137 (30 Jahre) (jeweils Halbwertszeit) sowie
Plutonium, Strontium und weitere Radionuklide. Je leichter die jeweiligen ra-
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dioaktiven Partikel sind, desto weiter werden sie transportiert. Der Witterungs-
verlauf im Bereich des Unfallgebietes bedingt darüber hinaus eine Verwirbelung
der Radionuklide in höhere Schichten bei gleichzeitiger Schauerbildung, so
dass nicht nur Weißrussland und die Ukraine, sondern auch die angrenzende
Schwarzmeerküste der Türkei stark kontaminiert wurde.
Die Atmosphäre als größtes Verteilungssystem der Erde ist potenziell in der
Lage, alle Stoffe, die in die Luft gelangen, über weite Strecken zu transportie-
ren. Die Verteilung ist unter anderem abhängig von der Wetterlage, der Wind-
richtung und dem Auftreten von Niederschlägen. Während das radioaktive
Spaltmaterial aus den oberirdischen Atomwaffenversuchen relativ homogen
über die Landflächen der nördlichen Hemisphäre verteilt wurde, sind die Abla-
gerungen aus der Reaktorkatastrophe in Tschernobyl sehr ungleichmäßig ver-
teilt. Der Eintrag von Radionukliden war vollständig von der Witterung abhän-
gig: Durch das zufällige Aufeinandertreffen von radioaktiven Partikeln und
Niederschlägen kam es zur Auswaschung und Ablagerung der Radionuklide.
Deutschland und Frankreich werden sozusagen in die Zange genommen.
Während von Osten immer wieder radioaktiv belastete Schichten über den
Berliner Raum Richtung Westen vorstoßen, erreicht die einmal um die Nord-
halbkugel gezogene Wolkenmasse Deutschland zusätzlich von Südwesten.
Betrachten wir den zeitlichen Ablauf des Unfallgeschehens von der Nacht des
25. April bis Anfang Mai, so wurden die ersten Hinweise vom Schwedischen
Wetterdienst gegeben. Schweden wurde durch die damalige Großwetterlage
nach der UdSSR und Polen als erstes westliches Land von der radioaktiven
Wolke erreicht. Zusätzlich kam es in Skandinavien zu heftigen Regenfällen,
was die ersten starken Bodenkontaminationen bewirkte.
Auf Grund des nördlichen Breitengrades treten hier Flechten verstärkt als boden-
bedeckende Vegetation auf, die gegenüber Feuchtigkeit wie ein Schwamm
reagieren und auf diesem Wege auch die mitgeführten Radionuklide aufsau-
gen. Flechten sind Futterpflanzen für Rentiere und die so kurzgeschaltete Nah-
rungskette hat zu Belastungen des Menschen geführt, der bekanntlich das
Rentierfleisch verzehrt.

Politische Rahmenbedingungen

Drei Jahre nach der Reaktorkatastrophe in Tschernobyl kam es zur Auflösung
der Ost-West-Konfrontation und den beginnenden Zerfall der Sowjetunion
(UdSSR). Nach einem Putsch im August 1991 wurde mit dem Unionsvertrag
die Auflösung der Sowjetunion besiegelt. Das Kernland Russland hat sich er-
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neut mit insgesamt 11 der 15 Teilrepubliken der ehemaligen Sowjetunion zur
„Gemeinschaft Unabhängiger Staaten“ (GUS) zusammengeschlossen.
Nicht wenige Analysten sehen in dem Umgang des sowjetischen Staates mit
der Katastrophe von Tschernobyl auch einen Grund für die Beschleunigung
des Zerfalls der UdSSR und eine nachhaltige Erschütterung der Glaubwürdig-
keit des Generalsekretärs Gorbatschow. Zurückzuführen ist dies auf die Ge-
heimhaltung und Vertuschung der wahren Umstände der Katastrophe und
das rücksichtslose Verheizen allein von bis zu einer Million so genannter Liqui-
datoren nach der Havarie des Reaktors. Liquidatoren sind diejenigen Men-
schen, die unabhängig von ihrem Wohnort direkt am Reaktor beziehungswei-
se im Umfeld des Reaktors mit Aufräumarbeiten und der Dekontamination
(zum Teil mit bloßen Händen) beschäftigt wurden. Zu einem großen Anteil
wurden sie aus der Sowjetarmee rekrutiert.

Geografische Verteilung der Radionuklide

Wenn wir heute von der Reaktorkatastrophe in Tschernobyl sprechen, so ge-
hören die Landschaften mit der höchsten Kontamination von radioaktiven
Spaltstoffen zu 70 Prozent zu Weißrussland (Belarus), (10 Millionen Einwoh-
ner) und zu jeweils 15 Prozent zur Ukraine (50 Millionen Einwohner) und zu
Russland (145 Millionen Einwohner). In Belarus wurden 7.000 Quadratkilo-
meter, in der Ukraine 1.000 Quadratkilometer und in Russland 2.000 Qua-
dratkilometer zur Sperrzone erklärt. Darunter circa 30 Prozent Waldflächen
und 60 Prozent Agrarflächen, die auf Grund ihrer Schwarzerdeböden – also
Böden mit einem hohen nährstoffreichen Humusanteil – zu Recht als die Korn-
kammer der Sowjetunion bezeichnet wurden.

Darüber hinaus ist Weißrussland ein Gebiet, das von Natur aus mit Fließ-
gewässern durchzogen ist, wodurch sich in Hinsicht der Verlagerung der radi-
oaktiven Spaltstoffe in Zukunft noch wenig oder unbelastete Landschaftsteile
durch Sekundärkontamination mit Plutonium oder Strontium gefährdet sind.
Die besondere Tragik insbesondere für Weißrussland liegt bis heute in der
unzureichenden Demokratisierung des Landes (was für die Ukraine auch zu-
trifft), so dass Belarus von der offiziellen Außenpolitik unter anderem Deutsch-
lands ausgeklammert wird. Hilfsangebote erfolgen weitgehend durch private
Initiativen, die zum Beispiel in der Tschernobyl-Hilfe organisiert sind. Die Haupt-
last der Folgen von Tschernobyl, dass in der Ukraine liegt, haben also die Men-
schen in Weißrussland zu tragen, das wie andere Gebiete auch weit außerhalb

Rahmenbedingungen der Katastrophe
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der eigentlichen 30-Kilometer-Sperrzone um den Reaktorblock liegt. Es hat
mehrere Jahre gedauert, bis überhaupt entsprechende Messungen der Boden-
kontamination durchgeführt wurden. Viele kleine hoch belastete Gebiete wur-
den so erst Jahre nach der Kontamination evakuiert. Katastrophenpläne, die
auf eine konzentrische Ausbreitung von Spaltstoffen nach einer Atomreaktor-
Explosion setzen, sind durch die Wirklichkeit sich ständig ändernder Wind-
richtungen und Wetterverhältnisse als unzureichend anzusehen.
In Hinsicht der Gruppierung von bestrahlten beziehungsweise durch die Auf-
nahme von Radionukliden belasteten Personengruppen, können wir folgende
Kategorien unter anderem mit geografischem Bezug bilden:
1. Liquidatoren (kehren nach ihrem Einsatz in alle Landesteile

der UdSSR zurück)
2. Bevölkerung der Stadt Pripjat (drei Kilometer von Tschernobyl entfernt

liegende Stadt mit 47.000 Einwohnern, wird erst am Nachmittag des
27.04. begonnen zu evakuieren)

3. Bevölkerung im 30-Kilometer-Radius des havarierten Reaktors
(Evakuierung erfolgt erst am 04. beziehungsweise 05.05. Heute noch
Sperrzone, allerdings gibt es außerhalb der Zone durch Radionuklide
wesentlich höher belastete Gebiete)

4. Bevölkerung anderer Landesteile der UdSSR (insbesondere heutiges
Weißrussland, immer wieder sind in den letzten Jahren nochmals Gebiete
evakuiert worden)

5. Europas Bevölkerung (teilweise hohe Belastungen durch Jod 131,
Cäsium 134 und 137; Erhöhung der Säuglingssterblichkeit und
Fehlbildungsraten werden bis heute kontrovers diskutiert)

6. Restliche Weltbevölkerung (nördliche Hemisphäre)

In Deutschland wird die derzeitige Strahlenexposition der Bevölkerung durch
den Reaktorunfall von Tschernobyl fast ausschließlich durch die Bodenstrahlung
des im Jahr 1986 deponierten Radiocäsiums verursacht. Das Cäsium 137 ver-
ursacht 95 Prozent dieser Bodenstrahlung. Auf Grund der Halbwertszeit des
Cäsium 137 von 30 Jahren, liegen auch nach 16 Jahren noch drei Viertel der
1986 deponierten Aktivität aus der Tschernobyl-Katastrophe vor.
Während in landwirtschaftlich erzeugten pflanzlichen und tierischen Lebens-
und Futtermitteln das Radiocäsium nahezu bedeutungslos geworden ist, ver-
bleibt das Cäsium in der Streumoderschicht (5 bis 7 Zentimeter) von Wald-
ökosystemen. Auf den mit Basen (Kalium) versorgten, humusarmen landwirt-
schaftlichen Flächen ist das Cäsium in tiefere Schichten gewandert und wird
in der Regel durch Organismen nicht mehr aufgenommen. In den Wäldern
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dagegen wird das Cäsium 137 so lange im Nährstoffkreislauf verbleiben, bis es
in circa 200 bis 250 Jahren „zerfallen“ ist. Entsprechend ihres Lebensraums
sind wildwachsende, essbare Fruchtkörper der Pilze (insbesondere Maronen-
röhrling) und das Schwarzwild generell je nach regionaler Verteilung bezüg-
lich der Radiumcäsiumkontamination am kritischsten belastet.

Hemisphärische Verfrachtung der Radioaktivität nach der Reaktorkatastrophe von
Tschernobyl 1986, Quelle: Deutscher Wetterdienst (DWD): Überwachung der
Radioaktivität in der Atmosphäre (verändert). Lokale Ausbreitungswolken Richtung
Schweden und Polen sind nicht berücksichtigt.

Rahmenbedingungen der Katastrophe
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Tschernobyl in Westdeutschland und
West-Berlin – zwischen staatlicher Unfähigkeit,
Engagement und Hysterie

Thomas Dersee

Dipl.-Ing. und Wissenschaftsjournalist Thomas Dersee, Schöneiche
bei Berlin, ist Herausgeber des Strahlentelex, das als unabhängiger
Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und Gesundheit seit
Anfang 1987 unter anderem zu Tschernobyl berichtet.

Ich will Ihnen berichten, wie ich die Auswirkungen der Reaktorkatastrophe
von Tschernobyl vor nunmehr 16 Jahren von West-Berlin aus erlebt habe, wie
Reaktionen in der Regierung, von Behördenvertretern und der Menschen in
den Ländern der alten Bundesrepublik Deutschland aussahen. Und ich will
Ihnen gewisse Folgen schildern, die bis heute nachwirken.

Kenntnisse und Verlautbarungen direkt nach der
Reaktorkatastrophe von Tschernobyl

Für mich begann die Tschernobyl-Katastrophe erst am 28. April 1986, also
zwei Tage nach dem eigentlichen Unfall. Die Radionachrichten hatte ich nicht
regelmäßig gehört und bis die Zeitungen berichten konnten, brauchte es et-
was Zeit. An diesem Tag rief mich Dr. Ellis Huber an, der damalige Präsident
der Ärztekammer Berlin. Er meinte, wir müssten umgehend damit beginnen,
die Geschehnisse zu dokumentieren und eine erste Einschätzung der gesund-
heitlichen Schäden für die Bevölkerung zu geben. Das taten wir dann auch.

Innerhalb von zwei Wochen verfassten und produzierten wir eine Broschüre
mit dem Titel „Tschernobyl – Eine Einschätzung der gesundheitlichen Schä-
den“. Herausgeberin war die Fraktion Gesundheit in der Ärztekammer Berlin.
Die Autoren waren Herr Huber, die Diplom-Soziologin Brigitte Iwert und ich.
Diese Broschüre erlebte drei Auflagen und von ihr wurden innerhalb von drei
Monaten 42.000 Exemplare verkauft. Um diese Zahl würdigen zu können,
muss man wissen, dass zuvor lediglich eine andere Broschüre aus dem Bereich
der grauen Literatur eine ähnlich hohe Auflage erlebt hatte. Auch diese hatte
sich mit dem Thema Atomkraft und Gesundheit befasst. Sie erreichte nach
meiner Kenntnis rund 90.000 Exemplare, allerdings über einen Verteilzeitraum
von mehreren Jahren.
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Wir schrieben damals: „Im Atomreaktor von Tschernobyl fand eine Explosion
statt. Sein radioaktives Inventar gelangte in die Umwelt. Die radioaktive Wol-
ke aus strahlenden Teilchen (Radionuklide) enthielt schätzungsweise eine
Radioaktivitätsmenge, die etwa 1.000 Hiroshima-Bomben entspricht. Die strah-
lende Wolke verteilte sich in unterschiedlichem Maße über ganz Europa und
darüber hinaus.“
Von der Bundesregierung und deren beamteten Experten wurde die Darstel-
lung der damaligen Sowjetregierung übernommen und bis heute ohne Über-
prüfung beibehalten, nur 3 bis 5 Prozent des radioaktiven Inventars des Reak-
tors seien freigesetzt worden. Der große Rest sei im so genannten Sarkophag
begraben. Heute wissen wir, dass unsere erste Einschätzung wohl die richtige
war. Der Sarkophag ist ziemlich leer. Konstantin P. Tschetscherov, Physiker am
Moskauer Kurtschatov-Institut, und Dr. Sebastian Pflugbeil haben uns das mit
Hilfe der Fernsehkanäle ARTE und ZDF in den ersten Wochen dieses Jahres
(2002) gezeigt.

Der amerikanische Arzt Robert Gale behandelte in Moskau die Opfer von Tscher-
nobyl. Am 18. Mai (1986) kehrte er in die USA zurück und zog eine erschüt-
ternde Bilanz: „Dreihundert Sowjetbürger erlitten starke, fünfunddreißig lebens-
bedrohliche akute Strahlenschäden. 13 Menschen starben bisher an der Strah-
lenkrankheit, weitere werden sterben. Bis zu hunderttausend Sowjetbürger
werden möglicherweise, so die Prognose des Arztes, unter den Spätfolgen
des Reaktorunglücks zu leiden haben. … Andere US-Wissenschaftler erwar-
ten Zehntausende von Krebserkrankungen in der UdSSR, Osteuropa und
Skandinavien.“ Das war damals aus der Sowjetunion bekannt.
„Gegenüber diesen Regionen wurden die Bundesrepublik und Berlin weitaus
geringer heimgesucht. Die hier angekommene radioaktive Wolke belastete
Österreich und die süddeutschen Länder am stärksten. Der Westen wurde
schwächer und der Norden und Berlin am geringsten betroffen.“

Das war damals auch schon frühzeitig klar und wir stellten fest: „Die Men-
schen haben überall Angst und fragen sich, was sie tun können, um der Be-
drohung zu entgehen. Die täglichen Beruhigungssprüche der Politiker klingen
nicht vertrauenswürdig. Die aktuellen Radioaktivitätsmessungen der Lebens-
mittel, des Bodens, der Luft und des Wassers bleiben unklar. Die politisch Ver-
antwortlichen wirken unsicher, unkundig und der Situation nicht gewachsen.
Sie scheinen Gefahren zu verheimlichen und den Leuten etwas vormachen zu
wollen. Vorhandenes Wissen wird verschwiegen, eine realistische Bewertung
der Folgen unterbleibt.“
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Die Bereitschaft der Strahlenschutzkommission und des Bundesgesundheits-
ministeriums, plötzlich Strahlenschutznormen über Bord zu werfen und hohe
Grenzwerte festzulegen, führte nicht nur bei uns zu der Einschätzung, dass im
Umgang mit Problemen der Kernenergie wirtschaftliche Aspekte mehr be-
deuten als gesundheitliche.
Auch die Bundesärztekammer überraschte am 9. Juni 1986 mit einer Verlaut-
barung, durch die erhöhte Strahlenbelastung aus Tschernobyl hätten die Bür-
ger der Bundesrepublik keine gesundheitlichen Schäden erlitten und keine zu
erwarten. Das entsprach auch schon vor 16 Jahren in keiner Weise dem Stand
von Wissenschaft und Forschung.
Am selben Tag versuchten dagegen das Bundesforschungsministerium und
der Direktor des Instituts für Strahlenschutz in der Gesellschaft für Strahlen-
und Umweltforschung (GSF) in Neuherberg bei München, Prof. Dr. Wolfgang
Jacobi, eine Zunahme des Krebsrisikos für die Bevölkerung abzuschätzen: 50
bis 300 Menschen könnten zum Beispiel im Raum München zusätzlich mehr
an Krebs sterben.

Zwei grundlegende Reaktionen

Solche Widersprüche und Differenzen und die Unmöglichkeit, von den staat-
lichen Mess-Stellen Auskünfte über die konkreten Belastungen von Nahrungs-
mitteln unter Nennung der jeweiligen Firmen- und Produktnamen zu erhal-
ten, hatte vor allem zwei Reaktionen zur Folge:
1) Bundesweit bildeten sich mehr als 40 Elterninitiativen, die in Selbsthilfe

eigene Mess-Stationen aufbauten und selbständig Radioaktivitäts-
messungen vornahmen.

2) Die Bundesregierung setzte zum Jahreswechsel 1986/87 das so genannte
Strahlenschutzvorsorgegesetz in Kraft und der Ministerrat der Europä-
ischen Gemeinschaft beschloss am 14. Dezember 1987 deutlich großzü-
gigere Strahlenwerte zum nächsten Atomunfall.

Selbsthilfe-Initiativen der Eltern

Die Selbsthilfe, bei der besorgte Eltern die treibende Kraft waren, griff zuerst. Im
Schaufenster eines Ladengeschäfts in Berlin-Moabit wurde ein so genannter
Gamma-Messplatz in Betrieb genommen, dort wurden Radioaktivitätsmessun-
gen an Nahrungsmitteln und Umweltproben durchgeführt. Das Radioaktivitäts-
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messgerät war aus den Überschüssen eines Benefizkonzertes in der Berliner
Waldbühne erworben worden, die zu diesem Zweck dem eigens gegründeten
Berliner „Verein Aktiv gegen Strahlung e.V.“ zur Verfügung gestellt worden
waren. Künstler wie Wolf Mahn und Udo Lindenberg waren aufgetreten.
Das war auch die Geburtsstunde des „Strahlentelex“. „Unabhängiger Informa-
tionsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und Gesundheit“ lautet der Unterti-
tel. Die erste Ausgabe erschien am 15. Januar 1987 unter meiner redaktionel-
len Verantwortung. Heute mache ich die redaktionelle Arbeit gemeinsam mit
dem Berliner Medizinphysiker Dr. Sebastian Pflugbeil.

Vergleichende Warentests

Unsere Spezialität in den ersten Jahren nach der Reaktorkatastrophe von Tscher-
nobyl im Jahre 1986 war die Durchführung und Veröffentlichung von Radioakti-
vitätsmesswerten in Nahrungsmitteln bei offener Nennung der Produkt- und
Firmennamen. Diese Namen zu nennen war und ist den staatlichen Mess-
Stellen bis heute verboten und erforderte unabhängige Einrichtungen. Das
machte auch den besonderen Wert und Erfolg des Strahlentelex aus. In Form
von vergleichenden Warentests führten wir die ersten systematischen Mess-
reihen zu Milch und Babynahrung durch und veröffentlichten sie im Strahlen-
telex. Mitarbeiter der Stiftung Warentest hatten uns die Methode vermittelt.
Damit erhielten besorgte Eltern kleiner Kinder – immerhin neun Monate nach
der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl – erstmals konkrete und unverschlüs-
selte Daten. Diese ermöglichte es ihnen, die Strahlenbelastung ihrer Kinder so
gering wie den Umständen entsprechend möglich zu halten. Groß war die
Unterstützung durch Einzelpersonen, Elterninitiativen und „Vereinen wie Mütter
und Väter gegen atomare Bedrohung e.V.“. Rund dreitausend Abonnenten
hatte Strahlentelex in dieser Zeit. Das ermöglichte ganz wesentlich die Finan-
zierung der Arbeit der Unabhängigen Strahlenmess-Stelle Berlin. Besonders
hilfreich und auch von durchaus praktischer Bedeutung bei der Inbetriebnah-
me der Messapparatur war die Unterstützung durch die Mitglieder eines Wis-
senschaftlichen Beirates.
Strahlentelex ist heute der einzige deutschsprachige Informationsdienst dieser
Ausrichtung. Im Internet sind wir inzwischen auch unter der Adresse http://
www.strahlentelex.de zu erreichen. Die Messergebnisse der im gesamten Bun-
desgebiet verbreiteten Elterninitiativen wurden meist in Form von einfachen
Messlisten zusammengefasst oder in Vereinsmitteilungen und Rundbriefen an
die jeweiligen Mitglieder verteilt.

Tschernobyl in Westdeutschland und West-Berlin
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Tschernobyl und die DDR – zwischen staatlicher
Leugnung und Bürgerbewegung

Dr. Sebastian Pflugbeil

Dr. rer. nat. Sebastian Pflugbeil, Berlin, ist Physiker und Präsident der Gesellschaft
für Strahlenschutz e.V. sowie Vorstandsmitglied des Deutschen Verbandes für
Tschernobyl-Hilfe e.V., Minister der Volkskammer der DDR a.D. und Mitglied des
Berliner Abgeordnetenhauses a.D., unter anderem verantwortlich für die Abschaltung
der DDR-Atommeiler unter der Regierung de Maiziére.

Wie es bei uns begann

Am 29.04.1986 gab es eine kleine TASS-Meldung im Neuen Deutschland (ND):
„Im Kernkraftwerk Tschernobyl in der Ukraine hat sich eine Havarie ereignet.
Einer der Kernreaktoren wurde beschädigt. Es wurden Maßnahmen zur Besei-
tigung der Folgen der Havarie ergriffen. Den Betroffenen wird Hilfe erwiesen.
Es wurde eine Regierungskommission eingesetzt.“ Die Meldung war etwa so
groß wie eine Streichholzschachtel und stand auf Seite 5. Zu diesem Zeitpunkt
war die Information aus Schweden längst bei den Bürgern angekommen. Die
Schweden hatten als Erste den Anstieg der Radioaktivität in der Luft festge-
stellt und zunächst gedacht, dass ein Schwedisches Kernkraftwerk die Ursa-
che wäre. Dann stellte sich heraus, dass die strahlende Wolke aus der Sowjet-
union kam, aus der Ukraine – seither begleitet uns der bis dahin kaum be-
kannte Name „Tschernobyl“.
In den folgenden Tagen gab es in den Medien der DDR einige weitere wenig
informative Beiträge zu Tschernobyl. Es war sofort zu erkennen, dass das Pro-
blem klein geschrieben wurde: „Dadurch wurde ein Teil des Reaktorgebäudes
zerstört und der Reaktor selbst beschädigt.“ (30.04.86 Berliner Zeitung, BZ)
Bereits am 30.04.86 erklärte ein Sprecher des Staatlichen Amtes für Atom-
sicherheit und Strahlenschutz der DDR (SAAS) in Berlin, dass die Frage einer
Überprüfung der Sicherheit in den Kernkraftwerken der DDR „nicht relevant“
sei. „Wir haben ganz andere Reaktoren.“ Der Präsident des SAAS, Prof. Georg
Sitzlack, war nicht da, er hielt sich in diesen Tagen in Dänemark auf. Führende
Experten der DDR äußerten sich unmissverständlich: „In der DDR keine Ge-
fahr durch Havarie im KKW Tschernobyl“. Professor Flach von der Akademie
der Wissenschaften (AdW) sah es als bewiesen an, dass der Reaktortyp von
Tschernobyl im Prinzip sicher sei. Er äußert „absolutes Unverständnis“, „wie
man die technische Situation, die eingetreten ist, zu einer derartigen Kampa-
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gne nutzen kann, um die friedliche Nutzung der Kernenergie in der UdSSR zu
verteufeln.“ Professor Lanius, ebenfalls von der AdW der DDR „unterstrich die
Notwendigkeit, verstärkt gegen die Gefährdung der Menschheit durch Kern-
waffen zu wirken.“ „Was im Moment passiere, müsse man nicht zuletzt unter
dem Gesichtspunkt sehen, dass es die Menschen ablenken soll von den Vor-
schlägen der Sowjetunion zur Abrüstung.“ (02.05.86 BZ) Die Tschernobyl-
artikel wurden von Meldungen begleitet, die man vorher typischerweise un-
terdrückt hatte: „KKW Hamm muss abgeschaltet bleiben“, „Zwischenfall in
Kernkraftwerk der USA“ (04.06.86 Neue Zeit, NZ), „Schon im März Havarie in
einem britischen Kernkraftwerk“ (05.05.86 BZ), „1985 größte Serie von Schä-
den in KKW der Vereinigten Staaten“, „Brand in Umspannstation eines engli-
schen KKW“ (06.05.86 BZ), „601 Sicherheitsabschaltungen 1985 in USA-Kern-
kraftwerken“ (07.05.86 ND). „Radioaktivität bei Kernwaffentest der USA in
Nevada freigesetzt“ (16.05.86 ND). Solche Informationen, die irgendwie schon
allgemein die Nutzung der Kernenergie in Frage stellten, gab es sonst nur sehr
sehr selten. Die genannten Zeitungstexte gab es typischerweise wortgleich in
allen Zeitungen der DDR und in den Nachrichtensendungen des Fernsehens.
Man orientierte sich also auf die westlichen Radio- und Fernsehsendungen,
die im größeren Teil der DDR zu empfangen waren. Wir haben genauso wie
im Westen darüber nachgedacht, ob wir die Kinder rausschicken können, was
wir noch essen dürfen, wie man zu zuverlässigen Informationen kommt. Nicht
vergessen werde ich den Zorn, als der Kopfsalat, der in der Berliner Umge-
bung angebaut und normalerweise gegen Valuta in Westberlin verkauft wur-
de, nun nicht mehr abgenommen wurde. Er fand sich in den Kaufhallen im
Ostteil der Stadt wieder und – als er auch da nicht gekauft wurde – im Mittag-
essen der Kindergärten und Schulen. Die informierten Kinder ließen den Salat
stehen, die anderen aßen zwei und mehr Portionen.

Der heiße Draht nach Moskau

Die Regierung der DDR bekam ihre Informationen natürlich nicht vom Neuen
Deutschland. Ein Informationsweg verlief vom stellvertretenden Verteidigungs-
minister und Generalstabschef der Streitkräfte der UdSSR – Marschall S.
Achromejew – zu seinem Kollegen in der DDR, dem stellvertretenden Vertei-
digungsminister und Chef des Hauptstabes der Nationalen Volksarmee, Ge-
neraloberst Fritz Streletz. Streletz gab seine Fernschreiben weiter an Politbüro-
mitglied Egon Krenz und der gab die Informationen als Hausmitteilung des
Zentralkomitees an den Genossen Erich Honecker weiter. Achromejew infor-
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mierte über die Strahlendosen in den nordwestlichen und südlichen Grenz-
regionen Grodno, Wolkowysk und Brest.
Egon Krenz musste Honecker weitere unangenehme Nachrichten überbrin-
gen: mehr und mehr Jugendreisegruppen aus der Bundesrepublik stornierten
ihre Reisen in die DDR mit Hinweis auf Tschernobyl. Andere Reisegruppen
wurden von ihrer heimatlichen Landesregierung vorzeitig nach Hause zurück-
gerufen. Auch vom Ministerium für Außenhandel kamen schlechte Nachrich-
ten: die DDR wurde ihre Milchprodukte und zahlreiche pflanzliche und tieri-
sche Erzeugnisse in Westeueropa nicht mehr los.

Messungen

Vom 28.04.86 an wurde in der DDR unter der Regie des SAAS gemessen. Ein
einziges Mal standen ein paar Zahlen in der Zeitung: „Stabilisierung auf einem
niedrigeren Niveau“. Erst Jahre später konnten wir die acht angegebenen Zah-
lenwerte für die Zeit vom 30.04. bis 02.05. einordnen. Es wurde im Neuen
Deutschland verschwiegen, dass die Werte in den beiden Tagen davor rund
1.000-mal höher waren. Es wurde auch später nie ergänzt, dass sie nach dem
02.05. nochmals um etwa den Faktor 100 anstiegen. Was die Bürger nicht
erfuhren, wusste die Regierung aber ganz genau. Prof. Sitzlack, der etwa den
Rang eines Staatssekretärs hatte, der direkt dem Ministerrat der DDR unter-
stellt war, schickte über längere Zeit täglich Berichte über die Strahlenlage an
den Vorsitzenden des Ministerrates – Willi Stoph. Diese Berichte enthielten
konkrete Messwerte und kurzgefasste Bewertungen. Im Bericht Nr. 8 vom
04.05.86 findet man zur Kontamination der Milch: „Die höchsten Werte weist
die Milch in den östlichen Kreisen des Bezirkes Cottbus mit 50 Prozent bis 700
Prozent des Grenzwertes auf.“ Die Folgerung lautete dann wenige Zeilen weiter:
„Obwohl die radioaktive Verunreinigung der Milch an einigen Orten weiter
angestiegen ist, ergibt sich aus der gegenwärtigen Strahlungslage aus fachli-
cher Sicht noch nicht zwingend die Auslösung in der Öffentlichkeit durchzu-
setzender Maßnahmen. Die Möglichkeit örtlicher Maßnahmen wird vom SAAS
mit den Zuständigen im Ministerium für Land-, Forst- und Nahrungsgüter-
wirtschaft beraten.“ In absoluten Zahlen bedeuten 700 Prozent des Grenz-
wertes für Kleinkinder eine Jod-Belastung der Milch in Höhe von 1400 Bq/l.
Erst 1987 veröffentlichte das SAAS einen ersten Report (SAAS-349), er war
nur sehr schwer zu beschaffen und englisch geschrieben, so dass er kaum
verbreitet und gelesen wurde. Der Report enthielt nur wenige Messwerte. Erst
sehr viel später erfuhren wir, dass neben diesem englischen Report für die
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DDR – Leugnung und Bürgerbewegung

(journalistisch–ausländische) Öffentlichkeit eine Reihe von Berichten heraus-
gegeben wurden, die nicht veröffentlicht wurden. Sie trugen hinter der Report-
Nr. 353 die Bezeichnung A, B, C und D. Erst in der Umbruchzeit bekamen wir
diese Berichte in die Hand. Sie haben erhebliche regionale Unterschiede der
Strahlenbelastung aufgewiesen, die man mit gezielten Informationen für die
Bevölkerung sehr gut hätte berücksichtigen können.
Aus verschiedenen Quellen ist zu entnehmen, dass es im Mai 86 eine größere
Zahl von Anfragen an die Obrigkeit und auch direkt an das SAAS bezüglich
der Tschernobylfolgen gegeben hat. Die Fragen waren plausibel: Aufenthalt
im Freien, Verzehr von Frischgemüse und Milch durch Kleinkinder, Kritik an
der Informationspolitik, Notwendigkeit medizinischer Untersuchungen nach
Reisen in die UdSSR und nach Polen, Probleme mit Exporten. Die Stasi hat die
Fragen und die Fragesteller säuberlich gesammelt.
Bemerkenswert ist der folgende Vorgang. Prof. Schneidewind aus dem Minis-
terium für Gesundheitswesen hatte im Mai ein Papier für die Bezirksärzte ent-
worfen, das als offizielle Handlungs- und Bewertungsrichtlinie im Umgang
mit fragenden Bürgern dienen sollte. Dieses Papier enthielt unter anderem
den folgenden Satz: „Für aus der UdSSR wieder in die DDR einreisende Perso-
nen besteht keinerlei Gesundheitsgefährdung.“ Prof. Sitzlack (SAAS) hielt die-
sen Satz für „außerordentlich bedenklich“, konnte sich aber mit seinen Be-
denken gegenüber dem Ministerium für Gesundheitswesen nicht durchset-
zen. Er wandte sich an den Stasi-Generalmajor Kleine und der an den Genos-
sen Generalleutnant Mittig mit der Bitte um schnellstmögliche Einflussnahme
auf den Genossen Schneidewind. Als Ansatzpunkt nennt Sitzlack die offenbar
bestehende Festlegung, dass Informationen zum Ereignis und dessen Folgen
nur in Abstimmung mit dem Vorsitzenden des Ministerrates, Genossen Stoph,
beziehungsweise Genossen Günter Mittag weitergegeben werden dürften.
Diese Intervention spricht für den Präsidenten des SAAS und ist gleichzeitig
symptomatisch für die verworrenen Entscheidungsstrukturen in der alten DDR.

Die kleinen Brüder wollen dem großen Bruder helfen

In den Unterlagen der Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssi-
cherheitsdienstes der ehemaligen DDR (BStU) finden sich Überlegungen von
Fachleuten verschiedener Disziplinen, wie man bei der Bewältigung der Ka-
tastrophe helfen könnte. So wurde darüber nachgedacht, wie man die Ruine mit
Siliconharzen, verschiedenen Latexvarianten und Ähnlichem einhüllen könnte.
Andere Experten befassten sich damit, wie man bergmännisch unter den
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Reaktorrest gelangen könnte, um die Ruine zu stabilisieren. Damals ging man
noch davon aus, dass der geschmolzene Brennstoff sich nach unten durch das
Fundament frisst und irgendwann das Grundwasser erreicht – mit katastro-
phalen Folgen. Man riet dabei von Sprengvortrieb ab und meinte, dass es in
der UdSSR ganz gute Bergbaufachleute gibt. Ein anderer Professor macht sich
Sorge um das Grundwasser, er schlägt vor, das Grundwasser anzubohren und
nach oben in offene Seen auszulagern. Wie es dann weitergehen soll, schreibt
er nicht, hat aber großes Vertrauen in die sowjetischen Kollegen. Der ein-
druckvollste Vorschlag stammt von Prof. Rambusch, der den zerstörten Reak-
tor in einem Schacht nach unten unter die wasserführenden Schichten beför-
dern will. Der Schacht soll von unten nach oben gebohrt werden. Auch er
geht von einer großen Menge Brennstoffs aus, die möglicherweise drei Jahre
vor sich „hinblubbern“ könnte.
Die Vorschläge wirken teilweise kurios, sind es aber nicht so sehr, wenn man
berücksichtigt, dass bis heute noch unklar ist, was eigentlich zu der Katastro-
phe geführt hat, wie sie abgelaufen ist und wo der Kernbrennstoff aus dem
zerstörten Reaktor geblieben ist. Er ist tatsächlich nicht nach unten durchge-
schmolzen, liegt auch nicht mehr im Reaktortopf und ist auch sonst in der
Ruine nur zu einem sehr kleinen Teil aufzufinden. Die in Russland laufende
kontroverse Diskussion zu diesem Punkt findet im Westen faktisch nicht statt.
Dafür läuft der gigantische Plan eines zweiten Sarkophags über der Ruine, für
den fast eine Milliarde Dollar zur Verfügung gestellt werden sollen.
Möglicherweise ist sehr viel mehr Kernbrennstoff aus dem Tschernobylreaktor
in die Umwelt gelangt, als man bisher angenommen hat. Dadurch würden
sich auch die Fragen nach den möglichen Konsequenzen ganz neu stellen [1].
Kurios erscheint aus heutiger Sicht allerdings, dass die genannten Experten-
vorschläge auf dem Weg über die Stasi an die Genossen Tschekisten (den
KGB) in der Sowjetunion übermittelt wurden. Man könnte sich da vielleicht
auch andere Wege vorstellen – aber die Katastrophe von Tschernobyl ist eng
verflochten mit KGB und Armeestrukturen, was es bis heute schwer bis un-
möglich macht, die Fakten zu ermitteln.

Kabarett

Mit den Äußerungen hochrangiger Fachleute zu Tschernobyl könnte man ein
unterhaltsames Kabarettprogramm gestalten. Sitzlack äußerte sich gegenü-
ber westdeutschen Journalisten am 26.05.86 in Berlin so „Jeder Schuster kloppt
sich mal auf den Daumen, wenn das der Maßstab wäre, hätten wir keine
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Schuhe.“ Sein Mitarbeiter D. Richter berichtet auf einer internationalen Kon-
ferenz: „Die bisherige Erfahrung in der DDR zeigt, dass das bestehende
Regierungssystem zur Kontrolle von Atomsicherheit und Strahlenschutz sich
als wirksam erwiesen hat …“ (UNCPICPUNE, SAAS-357, 1988, engl.). Im Vor-
wort zu diesen Kongressreport schreibt D. Richter: „Die langjährigen Betriebs-
erfahrungen und die Schlussfolgerungen aus den KKW-Unfällen in Three Mile
Island und Tschernobyl belegen, dass Kernkraftwerke sicher betrieben werden
können. …“.
Noch vier Jahre nach der Katastrophe, nach dem Zusammenbruch der DDR,
schrieb mir der damalige Chefarzt der Abteilung Strahlenmedizin des Instituts
für Medizin des SAAS, OMR Doz. Dr. sc. med. D. Arndt, den ich um einen
Literaturhinweis zu Tschernobyl gebeten hatte: „Prof. A. K. Guskova hat noch
einmal bestätigt, dass die Problematik in den Gebieten um Tschernobyl nicht
strahlenbiologisch, sondern psychosomatisch und durch die veränderten
Lebensgewohnheiten (Vitaminmangel / vorwiegender Aufenthalt in den Woh-
nungen) bedingt ist.“ Fairerweise ist hier zu erwähnen, dass es entsprechend
skurrile Bemerkungen westlicher Experten und Politiker zum Thema Tscherno-
byl bis in die Gegenwart in großer Zahl gibt. Der damalige regierende Bürger-
meister von West-Berlin – Diepgen – spricht nach einem Bericht des Ministeri-
ums für Staatssicherheit vor dem Parteivorstand der Westberliner CDU davon,
dass „der Senat damit rechne, dass die Kernkraftgegner ihn unter Druck set-
zen werden, massiv auf die Kernenergiepolitik der DDR Einfluss zu nehmen …
Angesichts der Tatsache, dass Berlin (West) inmitten der DDR liege, könnten
solche Versuche den Bestrebungen des Senats, die Bevölkerungsstärke der
Stadt zu erhalten beziehungsweise zu erhöhen und neue Industriebetriebe
anzusiedeln, nicht unwesentlich entgegenwirken. Ferner sei ein Rückgang hin-
sichtlich der Nutzung von Berlin (West) als internationale Tagungsstätte nicht
auszuschließen. Ausgehend davon hat der CDU-Parteivorstand die Westberliner
Kreis- und Ortsverbände orientiert, keine voreiligen politischen Schlüsse zu
ziehen und weitere Meinungsäußerungen über die gesundheitlichen Auswir-
kungen des Unfalls in Tschernobyl zu unterbinden.“

Dr. Angela Merkel (Physikerin) war als Bundesumweltministerin im Februar
1996 selbst in Tschernobyl und hat sich die lädierte Anlage angesehen. Ihre
Kommentare: „robuste russische Technik“, „Fortschritte in der Sicherheits-
technik“ und dann: „Der Kampf gegen genehmigte Kernkraftanlagen in der
BRD stellt eines der größten Gefahrenmomente dar, weil er viele Kapazitäten
bindet, um die Rechtslage zu garantieren. Diese Kapazitäten fehlen bei der
Vorsorge.“

DDR – Leugnung und Bürgerbewegung
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Schub für die Kernenergiekritik

Die Kernenergiekritik war in der DDR vor Tschernobyl einigermaßen überschau-
bar. Ich hatte mich von der Kritik an Atomwaffen ausgehend schließlich auch
mit dem gesamten Bereich der Kernenergienutzung befasst – friedlich wie
militärisch. Aber es war schwierig, über diese Themen zu reden und zu schrei-
ben. Vorträge und Texte waren nahezu ausschließlich im Windschatten der
Evangelischen Kirche möglich (die Katholische Kirche befasste sich mit diesen
Themen nicht). Weltliche neutrale Veranstaltungen waren nicht vorstellbar.
Die Unterstützung der Kirche für solch weltliche Anliegen war nicht immer
leicht zu erreichen.

Nach Tschernobyl gab es einen deutlichen Impuls, endlich klarer und lauter
über Kernenergie zu reden. Über die Strategie und Taktik gab es unterschied-
liche Vorstellungen. Eine Gruppierung bevorzugte den direkten Angriff auf
die Obrigkeit mit einigermaßen scharfen Formulierungen. Der so formulierte
Text fand eine weite Verbreitung auch über die Westmedien. Ein zweiter Weg –
den ich bevorzugte – schlug den Weg über die Evangelische Kirche ein. Es
sollte der Versuch gemacht werden, im Umfeld der Kirche, in dem vergleichs-
weise viele aufgeschlossene und gesellschaftskritische Leute anzutreffen wa-
ren, systematisch eine Lobby aufzubauen, die eine spätere kräftige Kernenergie-
kritik zu tragen imstande wäre. Im Kirchenumfeld entstanden Papiere, die eine
für DDR-Verhältnisse erstaunliche Verbreitung erfuhren. Das eine befasste sich
mit dem Uranbergbau der DDR in der so genannten Wismut. Der Autor –
Michael Beleites – recherchierte mit hohem persönlichem Risiko und schrieb
die erste Studie in der DDR, die sich mit diesem politisch hochbrisanten Thema
befasste.

Die „Pechblende“ [2] erschien 1988, musste mehrfach auf Wachsmatrizen-
maschinen nachgedruckt werden und ging von Hand zu Hand. Sie hat Spuren
hinterlassen, von denen ein Autor heute nur träumen kann. Das zweite um-
fangreiche Arbeitsvorhaben war eine Studie „Energie und Umwelt“[3], die im
Auftrag des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR (das war das höchs-
te Kirchendach überhaupt) mit einigen Bauchschmerzen – aber immerhin er-
arbeitet wurde. Hier wurde das Energieproblem der DDR vor dem Hintergrund
der Welterfahrungen entwickelt und harte Kritik an der Kernenergievision der
DDR geübt. Die Studie enthielt eine scharfe Beschreibung der Tschernobyl-
katastrophe, ohne die sie nie geschrieben worden wäre. Der Bund der Evan-
gelischen Kirchen war ein seriöser Herausgeber, der dazu beitrug, die sehr

B. Tschernobyl.Real. 25.06.2003, 13:57 Uhr30



3131

B. Tschernobyl.Real. 25.06.2003, 13:57 Uhr31



32

kritische Analyse des Energieproblems aus dem Bereich der Untergrundbewe-
gung herauszuholen und damit den Lesern die Angst verringerte, sich
möglicherweise die Finger zu verbrennen. Geschrieben wurde die Studie von
dem Mathematiker J. Listing und mir, wir arbeiteten zusammen in einem Ins-
titut der Akademie der Wissenschaften (AdW) in der medizinischen Forschung,
also einem ganz anderen Bereich.
Tschernobyl und diese beiden Studien führten zu einem ausgedehnten Netz
von Interessenten, Freunden, Veranstaltungen und Seminaren – die von der
Stasi mit großem, teilweise lächerlichem Argwohn bespitzelt wurden. Besonders
gut dokumentiert ist die absurde Überwachung eines Seminars zum zweiten
Jahrestag von Tschernobyl im Stendaler Domstift. Es sollte gefastet und gebe-
tet und anhand von mehreren Vorträgen diskutiert werden. Kristallisa-
tionsperson für dieses Seminar war die Stendaler Ärztin Erika Drees, die die
Stasi auch in anderen Zusammenhängen schwer beschäftigt hat (vgl. Art. Beyer
F., S.36). In ihren Stasiakten finden sich die Details zum genannten Seminar.
Allein der „Maßnahmeplan“ umfasst zwölf Schreibmaschinenseiten. In einer
Vielzahl von „Objekten“ in der Umgebung des Domstiftes wurden Stützpunk-
te mit Schichtdienst eingerichtet, Funkgeräte, Fahrzeuge, Fototechnik und Waf-
fen verteilt. Es wurde ein Melderegime angeordnet, dem nichts entgehen konnte.
Die Wohnung von Erika Drees war verwanzt, Telefongespräche wurden ab-
gehört und detailliert protokolliert, Reisewege überwacht, es wurde ein gan-
zer Schwarm von Spitzeln eingesetzt und konkrete Zuordnungen besonders
gefährlicher Teilnehmer zu konkreten Stasioffizieren festgelegt, die sich um
diese Personen zu kümmern hatten. Das Seminar war nicht leicht zu organi-
sieren – dass es aber im Hintergrund von einer ganzen Stasiarmee betreut
wurde, haben wir damals nicht geahnt. Glücklicherweise hat dabei niemand
die Nerven verloren.

Hat Tschernobyl Schäden in Deutschland verursacht?

Die Behörden und das Strahlenmediziner-/Biologenestablishment haben dazu
eine klare Position: die Erhöhung der Strahlenbelastung in Deutschland ist so
gering, dass mit Sicherheit keinerlei Folgen nachgewiesen werden können.
Deshalb muss man auch gar nicht nach solchen Folgen suchen, man würde
sowieso nichts finden. Die gleichen Experten reden auch so über die Umge-
bung von Kernkraftwerken bei uns in Deutschland. Wenn jemand doch etwas
findet, kann er das nicht veröffentlichen, weil die Fachzeitschriften fest in der
Hand des Establishments sind. Was nicht in anerkannten Fachzeitschriften
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publiziert wurde, kommt nicht in die großen Reports, die die Referenzpapiere
für alle Strahlenprobleme sammeln. Weil in diesen Reports (zum Beispiel
UNSCEAR-Report [4]) das Thema nicht drinsteht, muss das Establishment nicht
an diesem Thema arbeiten usw. usw. Wir sind der Überzeugung, dass wir in
einer ähnlichen Situation sind wie Galileo Galilei: Das damalige Establishment
von der päpstlichen Akademie weigerte sich, durch sein Fernrohr zu schauen,
weil ja nach ihrem Weltbild nicht sein konnte, was er ihnen zeigen wollte.
Ähnliche Bruchstellen in der Geschichte der Wissenschaft sind immer besonders
interessant. Zu einem Wissenssprung kommt es leider oft erst dann, wenn die
Vertreter der alten Lehre einfach weggestorben sind. Wir können also guter
Hoffnung sein. In den Otto Hug Berichten der Gesellschaft für Strahlenschutz
erscheinen zum 17. Geburtstag von Tschernobyl zwei umfangreiche Arbeiten
[5, 6], die sich mit Säuglingssterblichkeit und Fehlbildungen in Europa befas-
sen. Sie können mit relativ einfachen Mitteln zeigen, dass in zeitlichem Zu-
sammenhang mit Tschernobyl die Gesundheitsdaten verschiedener Länder eine
deutliche Veränderung aufweisen. Die Veränderung ist stärker da, wo der Fall-
out von Tschernobyl stärker war. Die beiden Autoren – Dr. Alfred Körblein und
Dr. Hagen Scherb – sind wegen ihres unbefangenen Blicks durch Galileis Fern-
rohr ernsthaft angegriffen worden. Ich lade Sie ein, durch das Fernrohr zu
schauen und sich selbst eine Meinung zu bilden. Wenn die beiden Recht ha-
ben, wird man die Lehrbücher neu schreiben.
Nach anfänglichem Protest wird heute nicht mehr ernsthaft in Zweifel gezo-
gen, dass in Berlin (West) nach Tschernobyl eine hochsignifikante Zunahme
der Down-Syndrom-Fälle stattgefunden hat (im Januar 1987). Das wurde be-
merkt, weil wegen der Insellage von Berlin (West) nahezu alle Kinder mit Down-
Syndrom in Berlin (West) bei ein und demselben Professor gelandet sind – bei
Prof. Sperling. Er verfügt deshalb über ein vollständiges Datenmaterial zu die-
ser Frage.  Sperling hat zunächst überhaupt nicht an Tschernobyl gedacht, als
ihm die auffällige Zunahme der Down-Syndrom-Fälle im Januar 87 auffielen.
Er hat lange alle infrage kommenden Gründe analysiert – außer Tschernobyl
gibt es keinen (vgl. Art. Steinbicker, V., S. 56).
Die Zunahme von Leukämie bei Kindern nach Tschernobyl wird vom Establish-
ment für die Tschernobylregion erbittert bestritten. Weil es dort keinen An-
stieg gibt, muss man woanders nicht danach suchen – meinen sie. Um so
bemerkenswerter ist, dass eine groß angelegte europäische Studie zu dem
Ergebnis kommt, dass Leukämie bei Kindern europaweit nach Tschernobyl
leicht, aber signifikant zugenommen hat. (European Childhood Leukaemia
and Lymphoma Incidence Study (ECLIS), kommentiert von Prof. W. Hoffmann,
BIPS, Bremen) [7].

DDR – Leugnung und Bürgerbewegung
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Kinder von Tschernobyl

Im Herbst 89 hatten sich die Verhältnisse in Belorussland und der Ukraine so
zugespitzt, dass die Bürger mit dem Thema Tschernobyl anfingen, Krach zu
machen. Der eiserne Vorhang wurde durchlässiger und es kam zu ersten Kon-
takten. In dem Bedürfnis, etwas Praktisches in Bezug auf die von Tschernobyl
getroffenen Kinder der Tschernobylregion machen zu wollen, entstand die
Idee, Kinder von dort wenigstens zu glücklichen Ferien und gesunder Ernäh-
rung zu uns einzuladen. Innerhalb von wenigen Wochen setzten sich mehrere
tausend Kinder in Bewegung. Die mit der Organisation befassten Familien
gaben für Monate und Jahre jedes Privatleben auf. Es gab zunächst keinerlei
Struktur, keinerlei Geld, nur den Willen, etwas zu tun. Es ist ein Wunder, wie
schnell die formalen Hürden genommen werden konnten, es war ja nicht ge-
rade normal, dass russische Kinder ohne Eltern in Scharen in den Westen rei-
sen. Die Idee war so überzeugend, dass mehr und mehr Gruppen entstanden,
die zusammen oder alleine Kinder nach Deutschland holten.

Deutschland war zunächst überwiegend die DDR, wo trotz allen Ärgers mit
den „Freunden“ doch eine andere Beziehung zu den Russen entstanden war
als sie im Westen typisch schien. Wir konnten dann doch noch ein wenig
Küchenrussisch und waren gerade in dem Zustand der zusammensackenden
DDR auf eine ebenso unerwartete wie großartige Weise gastfreundlich und
großzügig. Inzwischen ist Tschernobyl 17 Jahre her, ganz klar, dass das Interes-
se an diesem Thema von aktuellen Problemen nach und nach verdrängt wird.
Immer noch kommen die Kinder von Tschernobyl, ich kenne kein vergleichbar
haltbares und vielfarbiges Band, das nach einer Katastrophe zwischen betrof-
fenen Kindern und hilfsbereiten Ausländern entstanden ist. Darauf können
wir stolz sein.
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4: Herunterzuladen (eng.):
http://www.unscear.org/chernobyl.html
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Hug Strahleninstituts 2003; Bericht Nr.
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Der Umgang der DDR mit der Atomkraft: Vertuschung
und Überwachung von AtomkraftgegnerInnen

Falk Beyer

Falk Beyer, Magdeburg, ist Mitglied von
Greenkids Magdeburg e.V.

Der vorliegende Beitrag ist auf der Tschernobyl-Tagung in Magdeburg nicht
gehalten worden. Er zeigt die Bedeutung der Tätigkeit der Staatssicherheit im
Zusammenhang mit der Reaktorkatastrophe in der DDR im Bezirk Magdeburg.
Der Text entstand im Auftrag der Landesbeauftragten für die Stasi-Unterla-
gen, Edda Ahrberg. Grundlage sind Berichte der Betroffenen und Unterlagen
aus dem Stasi-Archiv sowie Veröffentlichungen der BürgerInnen-Bewegung
der DDR. Am Beispiel von Frau Dr. Erika Drees und Herrn Dr. Gerhard Loettel –
die an der Tagung teilnahmen – soll der Umgang des DDR-Staatsapparates
mit AtomkraftgegnerInnen verdeutlicht werden.

In der DDR gab es Atomkraftwerke an den Standorten Lubmin (Greifswald)
und Rheinsberg sowie einen Forschungsreaktor bei Dresden. Im Bau waren
weitere Reaktorblöcke in Stendal und Lubmin. Das atomkraftkritische Poten-
zial sammelte sich vor allem in der kirchlich organisierten Umweltbewegung.
Ihre Aktionsformen waren Vorträge, Flugblatt-Verteilen und das Verfassen von
Broschüren. Der Nutzung der Atomkraft wurde in der DDR ähnlich der BRD
eine große Bedeutung beigemessen. Einerseits beinhaltet die „zivile“ Atom-
energienutzung immer auch die militärische Option, andererseits waren die
Verantwortlichen der Überzeugung, die energiehungrige DDR-Industrie kön-
ne anders nicht befriedigt werden. In den Unterlagen des Ministeriums für Staats-
sicherheit (MfS) ist folgerichtig vom „Staatsauftrag ‚Kernenergie‘“, die Rede.
Die Katastrophe in Tschernobyl, einem Atomkraftwerk (AKW) sozialistischer
Bauweise, erschütterte auch in der DDR die Sicherheitsgläubigkeit.

Ökologisch engagierte Menschen zogen auch in der Deutschen Demokrati-
schen Republik die Konsequenz, umso mehr den Ausstieg aus der Atomenergie-
nutzung zu fordern. Das aber passte gar nicht zur offiziellen Staatspolitik.
„Nach der schweren Havarie im KKW1 [A] Tschernobyl verstärkten sich die
Aktivitäten ökologischer Kreise der Evangelischen Kirche …, die darauf ausge-
richtet sind, die weitere Nutzung der Kernenergie in der DDR in Zweifel zu
ziehen und eine innere Protestbewegung gegen den Kernkraftwerksbau un-
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ter breiten Bevölkerungskreisen zu initiieren.“ [1] Dieses und die folgenden
Zitate sind den Unterlagen des MfS entnommen.
Intern ging die Stasi sehr offen mit den von DDR-Atomkraftwerken ausgehen-
den Gefahren um. Doch bei aller Kenntnis um das Risiko scheint die Überzeu-
gung von der Notwendigkeit dieser Technologie schwerer gewogen zu ha-
ben. Kritik an der Atomkraftnutzung war somit verpönt und wurde argwöh-
nisch registriert. „Der HA XVIII [B] liegen inoffizielle Hinweise vor, wonach
einige Professoren der TU Magdeburg Unklarheiten über die Nutzung der Kern-
energie haben.“

Dass diese „Unklarheiten“ – oder besser Kritiken – an der Atomtechnik nicht
grundlos waren, belegen die internen Einschätzungen der Stasi, in denen die
mangelhafte Sicherheit der eigenen Anlagen eingestanden wird. So zum Bei-
spiel betreffend die AKW-Baustelle in Stendal: „Zur Situation auf der Baustelle
KKW Stendal informierte der GMS [C] ‚Heinz Lüders‘, dass aufgrund der be-
kannten Qualitätsprobleme zur Beton- und Beschichtungsqualität am Kühl-
turm A 2 im KKW Stendal Untersuchungen des Instituts für Baustoffe und des
Instituts für Betonforschung durchgeführt wurden. Die erneut durchgeführ-
ten Berechnungen ergaben, dass eine Gefährdung nur im unteren Bereich des
Kühlturms bis 30 m Höhe zu erwarten ist.“ [2]
„Weiterhin informierte er, dass es nach wie vor Verstöße bei der Einhaltung
der zulässigen Toleranzen der einzelnen Segmente des Containments gibt.“ [3]
Die Befürchtungen und Argumentationen der AtomkraftgegnerInnen waren
– das war auch der Stasi bewusst – nicht aus der Luft gegriffen. Dieses Wissen
hatte allerdings nur abwehrende, den Staat schützende Maßnahmen zur Fol-
ge. „… ist es notwendig, die Zusammenarbeit mit der Linie XX [D] noch kon-
tinuierlicher zu gestalten, um die im Inneren der DDR agierenden Ökologie-
gruppen …, mit operativen und auch staatlichen Mitteln zum Beispiel durch
Zersetzung oder Überzeugung wirkungslos zu machen …“ [4]
Ziel der Aktivitäten war es „… die unverfälschte und konsequente Durchsetzung
der Beschlüsse der Partei und Staatsführung mit tschekistischen Mitteln zu
gewährleisten, rechtzeitig Gefahrensituationen zu erkennen und zu beseiti-
gen.“ [5]

Tschekistisch, also mit allen geheimdienstlichen Mitteln, sollten mögliche Stör-
potenziale beseitigt werden. Die AktivistInnen der Ökologiebewegung der DDR
bekamen diese Mittel immer wieder zu spüren. Massive Überwachungen von
Telefonaten und Post, abgehörte Wohnungen und Spitzel im engsten Vertrau-
tenkreis waren offensichtlich keine Seltenheit. Selbst Privatgespräche wurden
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dokumentiert: „Am 29.04.1986 gegen 22.21 Uhr kehren Ludwig und Erika
Drees wieder in ihre Wohnung zurück (Domchor). Erika äußert sogleich, dass
‚sie alle eigentlich in Schwarz marschieren müssten am 1. Mai‘ [6]. Erika Drees
ist eine Aktivistin der „Energiewende Stendal“, einer Gruppe, die seit Jahren
für die Abschaltung aller Atomanlagen eintritt. Damals wie heute war sie an
Aktionen zivilen Ungehorsams beteiligt, die den Forderungen nach einer Wende
in der Politik Nachdruck verleihen sollten.*
Selbst harmlose Versuche, Öffentlichkeitsarbeit zu leisten, wurden von unver-
hältnismäßigen Polizeieinsätzen begleitet. Auf der Baustelle des AKW Stendal
verteilten Drees und andere AktivistInnen Flugblätter und forderten den Bau-
stopp. Darauf folgte die Festnahme der Beteiligten und anschließend die Ver-
hängung von Ordnungsstrafen.
Eine andere AktivistIn berichtet: „Nach einem Halt am Gemeindeschaukasten
in Alt-Olvenstedt und von Birgit angebrachten zwei Aufklebern, lief eine nicht
erwartete polizeistaatliche Aufmerksamkeit ab. Über 40 bewaffnete Herren
umstellten Birgit und Carola … Die Offiziere der K [E] gaben unseren Beden-
ken gegen eine Nutzung der Kernenergie zwar Recht, meinten aber „diese Ge-
danken sind nichts für die einfache Bevölkerung“, „sie würden fehlgeleitet“.

Dr. Gerhard Loettel, evangelischer Pfarrer in Magdeburg, wurde unter dem
Codenamen „Doktor“ seit 1979 überwacht. „Sein Engagement richtet sich
schwerpunktmäßig im Einschätzungszeitraum auf Äußerungen in Form von
Vorträgen, theoretischen Schriften und Eingaben an kirchliche und staatliche
Gremien zur Havarie im KKW Tschernobyl 1986.“ [7]
1988 berichtet das für Loettel zuständige Stasi-Referat: „Zum derzeitigen Stand
der OPK [F] ist einzuschätzen, dass die politisch-operative Zielstellung der OPK,
die Verhinderung eines öffentlichkeitswirksamen politisch-operativen Wirkens
des Pfarrers Dr. Loettel unter Nutzung des kirchlichen Umweltschutzes, er-
reicht wurde“ [7] und „Der gegenwärtige Stand … konnte durch den ziel-
gerichteten Einsatz von IM [G] … und im Zusammenwirken mit den staatli-
chen Organen, durch die direkte politische Einflussnahme auf Dr. Loettel …
erreicht werden.“ [7]
Es wurden IMS [H] unter anderem in die Gruppe Loettels eingeschleust, Post
und Telefon überwacht. „Der eingesetzte IMS ‚Simone Pietsch‘ sowie der IMS
‚Leo Spess‘ sind in der kirchlichen Basisgruppenarbeit Magdeburgs wie auch
in der 1986 geschaffenen Ökogruppe von Pfarrer Dr. Loettel in der kirchlichen
Öko-Szene Magdeburgs integriert.“ [7] „Das politisch-operative Zusam-
menwirken mit den staatlichen Organen und gesellschaftlichen Kräften ist auf
die ständige politisch-ideologische Beeinflussung und Erweiterung der
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Typischer Bericht des Informellen Mitarbeiters (IM) Joachim an die Staatssicher-
heit v. 6.6.1986, Quelle: BStU, Außenstelle Magdeburg, KD Magdeburg, OPK
„Doktor“, A-Nr. 1/91, Bd. 5, Blatt 253

DDR – Überwachung der GegnerInnen
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Gesprächsbereitschaft mit den staatlichen Organen durch Pfarrer Dr. Loettel
ausgerichtet.“ [7]
Die Stasi bediente sich nicht nur repressiver Mittel – Überwachung, Gefäng-
nis, Unterdrucksetzung – gegenüber den politisch Andersdenkenden, sondern
versuchte sie zu integrieren und Stück für Stück für die eigenen Interessen zu
gewinnen. Noch heute werden Bürgerrechte außer Kraft gesetzt, um Atom-
kraftgegnerInnen zu überwachen.**
„Die OPK ‚Doktor‘ wird weiter durchgeführt mit der Zielstellung der Verhinde-
rung eines politisch–negativen öffentlichkeitswirksamen Tätigwerdens der
Person Dr. Loettel …“ [7]
Wünschenswert ist darüber hinaus, dass die Betroffenen in ihren Aktivitäten
umgelehrt werden. Auch darauf zielten die Stasi-Operationen ab: „Im poli-
tisch-operativen Zusammenwirken mit der DVP [I] – ARI [J] – ist zu gewährleis-
ten, dass durch den Kulturbund eine politisch positive Beeinflussung des Dr. L.
gegeben ist. …“ [7]
Den überwiegenden Teil der Stasi-Aktionen bemerkten deren Opfer nicht. Erst
im Nachhinein, durch das Lesen der Akten, wird klar, welches Ausmaß die
Bespitzelung und Beeinflussung durch den Geheimdienst der DDR hatte.
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Erläuterungen:

A: KKW = Kernkraftwerk

B: HA XVIII = Hauptabteilung „Sicherung
der Volkswirtschaft“

C: GMS = Gesellschaftlicher Mitarbeiter
für Sicherheit

D: HA XX = Hauptabteilung „Staatsap-
parat, Kultur, Kirche, Untergrund“

E: K = Kriminalpolizei

F: OPK = Operative Personenkontrolle

G: IM = Inoffizieller Mitarbeiter

H: IMS = IM zur politisch-operativen
Durchdringung und Sicherung des
Verantwortungsbereichs

I: DVP = Deutsche Volkspolizei

J: ARI = Arbeitsrichtung I – Bezeich-
nung für grundsätzliche Aufgaben-
stellungen des Arbeitsgebietes I der
Kriminalpolizei

* Frau Dr. Erika Drews ist seit Anfang
Mai 2003 im Gefängnis der Lutherstadt
Eisleben wegen Hausfriedensbruch und
Sachbeschädigung in Zusammenhang
mit Protesten gegen Atomwaffen in-
haftiert. Weitere Einzelheiten unter:
http://www.offeneheide.de (Quelle:
Thomas Hartmann, 2003)

** Am Beispiel der jahrelangen Über-
wachung der Bürgerinitiative Umwelt-
schutz Lüchow-Dannenberg mittels Ab-
hören, Postüberwachung, Beschattung

etc. ist erkennbar, dass solche Metho-
den auch heute noch nicht aus der
Welt sind. Die hier geäußerte Auffas-
sung wird unterstützt durch die Aufhe-
bung des Postgeheimnisses und ande-
rer Schutzrechte der Verfassung zur Er-
leichterung der Überwachung von Bür-
gerInnen.

Quellen:

1: BStU, Außenstelle Magdeburg, AKG,
Nr. 51, Blatt 778

2: BStU, Außenstelle Magdeburg, AKG,
Nr. 52, Blatt 110

3: BStU, Außenstelle Magdeburg, AKG,
Nr. 52, Blatt 111

4: BStU, Außenstelle Magdeburg, AKG,
Nr. 51, Blatt 779

5: BStU, Außenstelle Magdeburg, AKG,
Nr. 51, Blatt 738

6: BStU, Außenstelle Magdeburg, KD
Stendal, OV „Neurologe“, Reg-Nr. VII/
1976/81, Bd. 5, Blatt 51

7: BStU, Außenstelle Magdeburg, KD
Magdeburg, OPK „Doktor“, A-Nr. 1/91,
Bd. 6, Blatt 267–276

DDR – Überwachung der GegnerInnen
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Ablauf und Folgen von Tschernobyl im Bezirk Magdeburg

Dr. med. habil. Bernd Thriene

Doz. Dr. med. habil. Bernd Thriene, Magdeburg, ist Leiter des
Fachbereichs 2 Gesundheit, Hygiene, Epidemiologie im Landesamt
für Verbraucherschutz Sachsen-Anhalt, vormals Direktor des
Hygieneinstituts des Bezirks Magdeburg.

Der Tschernobyl-Unfall und die deutsche Informationspolitik

Am 26. April 1986 ereignete sich im Block 4 des Kernkraftwerkes Tschernobyl
ein folgenschwerer Reaktorunfall. Es wurden zweimal 1018 Becquerel Radio-
aktivität, 3,5 Prozent des totalen Aktivitätsinventars, freigesetzt. Leitisotope
waren Jod 131 (Halbwertszeit acht Tage) und Cäsium 137 (Halbwertszeit 30
Jahre). Diese wurden auf dem Wege der atmosphärischen Ausbreitung über
weite Teile Europas verteilt.
Ablagerungsvorgänge, insbesondere durch Niederschlagsereignisse, führten
zur Kontamination des Bodens. Auch in Deutschland waren die Auswirkun-
gen auf das natürliche Strahlungsniveau mit spontanen Anstiegen der Radio-
aktivität von Böden und Pflanzen um zwei bis drei Zehnerpotenzen messbar.
Radioaktive Stoffe wurden unterschiedlich stark in Lebensmitteln angereichert.
Die Folge war eine regional differierende erhöhte Strahlenexposition der Be-
völkerung.
Die zum Teil kontroverse Berichterstattung der Medien führte zu Befürchtun-
gen und Ängsten. Offizielle Regierungserklärungen aus Bonn und Berlin schlos-
sen eine Gesundheitsgefährdung aus. In der Tageszeitung Neues Deutschland
wird am 3. Mai erstmalig über Ergebnisse der Radioaktivitäts-Messungen in
der DDR berichtet (drei Abschriften in Auszügen).

Ergebnisse der Messungen in der DDR

Berlin. Durch gamma-spektrometrische Luft-Aerosol-Messungen im Staatli-
chen Amt für Atomsicherheit und Strahlenschutz (SAAS) wurden im Zusam-
menhang mit der Havarie im Kernkraftwerk Tschernobyl (Ukraine) für Berlin
am 30. April, 1. Mai und 2. Mai 1986 folgende Werte der Konzentration an
Radioaktivität, die durch das Ereignis bedingt sind, festgestellt:
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Zeitpunkt der Probenahme    Gemessene Konzentration der
      Radioaktivität (mBq/m3) in Berlin (Ost)

30.04.1986 22.30 Uhr 460
01.05.1986 02.00 Uhr 300
01.05.1986 05.00 Uhr 240
01.05.1986 07.30 Uhr 300
01.05.1986 11.00 Uhr 210
01.05.1986 15.00 Uhr 105
01.05.1986 21.00 Uhr 145
02.05.1986 14.00 Uhr   96

Damit ist eine Stabilisierung auf einem niedrigen Niveau eingetreten. Gegen-
wärtig werden Messungen abgelagerter Radioaktivität durchgeführt. Gesund-
heitliche Gefährdungen bestehen nicht. Die Messungen und Untersuchungen
werden laufend durchgeführt.

Zeitgleich wurde eine Information aus dem Bonner Innenministerium und eine
Expertenmeinung veröffentlicht:

BRD-Innenministerium: Gesundheit war niemals gefährdet

Bonn. Die nach dem Reaktorunglück in der Sowjetunion am Mittwoch er-
höhten radioaktiven Werte in der Bundesrepublik nehmen kontinuierlich ab.
Wie der Sprecher des Bundesministeriums, Butz, versicherte, war die Gesund-
heit der Bevölkerung zu keiner Zeit gefährdet. Die höchsten Werte wurden
am Mittwochabend in München und Regensburg sowie in Berlin (West) ge-
messen. Seither seien sie um mehr als die Hälfte gesunken und nähmen wei-
ter ab. Nach Aussagen von Experten der Strahlenschutzkommission wären
gesundheitsvorbeugende Maßnahmen erst bei dem Fünfzigfachen der gemes-
senen Werte notwendig geworden.

BRD-Experte: Jodtabletten haben keinen Nutzeffekt

Bonn. Die Einnahme von Kaliumjodtabletten zum Schutz der Schilddrüse
ist in der Bundesrepublik angesichts der gemessenen Werte an radioaktivem
Jod „keineswegs erforderlich“, stellte der Vorsitzende der Strahlenschutz-
kommission beim Bundesinnenminister, Prof. Erich Oberhausen, klar. Da eine
Gesundheitsgefährdung nicht bestehe, habe die Einnahme von Jodtabletten
keinen Nutzeffekt. Allenfalls könnten Nebenwirkungen verursacht werden.
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Radioaktivitätsmessungen im Bezirk Magdeburg und
die fehlenden Konsequenzen

Im Bezirks-Hygieneinstitut befanden sich für die Aufgaben der hygienisch-
antiepidemischen Sicherstellung im Rahmen der Zivilverteidigung arbeitsfähi-
ge operative und Laborstrukturen, darunter ein Radiologisches Laboratorium
mit moderner Radioaktivitäts-Messtechnik, den stationären Radioaktivitätsmess-
geräten 20026 und 20046 (DDR) und den mobilen RAM 60 A und RAM 63
(UdSSR).
Der Leiter des Labors, Herr Dr. G. Schumann, berichtet am 22.12.1986 über
durchgeführte Radioaktivitätsmessungen: „Im Verfolg der Havarie im Kern-
kraftwerk Tschernobyl vom 26.04.1986 wurden im Interesse der Gesundheit
der Bevölkerung zahlreiche Messungen durchgeführt, die sich besonders nach
der Mitteilung des Staatlichen Amtes für Atomsicherheit und Strahlenschutz
vom 03.05.1986 als erforderlich erwiesen, wonach die Radioaktivität der Luft
100- bis 500-mal höher lag als vor Eintritt des Ereignisses“.
Der Vorsitzende des Rates des Bezirkes wurde am 06.05.1986 über die ersten
durchgeführten Messungen informiert. Ein schweres Gewitter in Magdeburg
hatte in der Nacht vom 05. zum 06.05. radioaktive Stäube, Dämpfe und Aero-
sole aus der Atmosphäre auf den Boden abregnen lassen. In Regenwasser
wurde ein Anstieg der Radioaktivität bis zu 44.000 Becquerel (Bq) pro Liter, in
Wiesenkräutern bis 76.000 Bq/Kilogramm und in Gartenerde bis 40.000 Bq/
Kilogramm gemessen und mit der Ausgangssituation beziehungsweise Richt-
werten verglichen.
Ein Becquerel als Maßeinheit der Radioaktivität entspricht einem Kernzerfall
pro Sekunde. Der spontane Anstieg der Strahlenbelastung gegenüber der natür-
lichen Hintergrundsbelastung auf das Hundert- bis Tausendfache hätte zu
Vorsorgemaßnahmen führen müssen. Zeitgleich wurde von uns das Gesund-
heitsministerium in Berlin unterrichtet. Inzwischen war von der DDR-Regie-
rung dem Staatlichen Amt für Atomsicherheit und Strahlenschutz (SAAS) die
alleinige Zuständigkeit übertragen worden, so dass weder der Bezirk Magde-
burg noch das Ministerium die bereits zwischen uns abgesprochenen Unter-
suchungs- und Gesundheitsüberwachungsprogramme realisieren konnten.
Die Ermittlung der Radioaktivität von Umwelt- und Lebensmittelproben wur-
de im Hygieneinstitut Magdeburg trotzdem fortgeführt. Dringende Warnhin-
weise nach den Ergebnissen des 6. Mai oder eine gewisse Entwarnung zum
Jahresende 1986 durften nicht veröffentlicht werden. Das plötzlich in den
Geschäften vorhandene umfangreiche Obst- und Gemüseangebot verriet die
Informationsquelle unserer Bevölkerung: Westrundfunk und -fernsehen.
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Eine gewisse Einflussnahme auf Lebensmittelproduktion und Großverbraucher
war durch Außenarbeit, Gespräche und Beratungen möglich. Wir orientierten
uns an den Empfehlungen der westdeutschen Strahlenschutzkommission,
Frischmilch und frisches Blattgemüse nur dann zum Verzehr freizugeben, wenn
die Jod-131-Aktivität bei Milch den Richtwert von 500 Becquerel pro Liter
beziehungsweise bei frischem Blattgemüse von 250 Becquerel pro Kilogramm
nicht überschreitet. Bei Spargel, Rhabarber und Wurzelgemüse war durch Wa-
schen und Schälen die Verschmutzung mit radioaktiven Partikeln weitgehend
zu beseitigen.

Inzwischen kam ein neues Problem auf den Bezirk Magdeburg zu. Lastkraft-
wagen, aus den betroffenen osteuropäischen Ländern kommend, waren hoch-
gradig radioaktiv belastet. Da der Bundesgrenzschutz in Helmstedt diese Fahr-
zeuge nicht mehr passieren ließ, wurden sie auf dem Autobahn-Rasthof Bör-
de herausgezogen. Nach Radioaktivitätsmessungen wurden die Luftfilter mit
den kontaminierten Stäuben ausgebaut und die LKW in den Waschanlagen
Haldensleben und Staßfurt gewaschen, also entaktiviert. Bei den Luftfiltern
wurde eine Ionendosis von bis zu zwei Röntgen, das entspricht einer Äquiva-
lentdosis von 20 Millisievert, gemessen.
Unter Leitung der Bezirksverwaltung für Staatssicherheit waren an der Auto-
bahn Kräfte der Zivilverteidigung mit Geigerzählern über einen längeren Zeit-
raum im Einsatz. Vor Ort kam es Anfang Mai zu einem informatorischen Aus-
tausch der im Hygieneinstitut und am Rasthof gemessenen Werte. Ein Auf-
trag lag dazu nicht vor. Auch kennen wir die weitere Verfahrensweise mit den
Luftfiltern und den Wässern und Schlämmen aus der Waschanlage nicht. Wir
gehen aber davon aus, dass das Wasser über die Kanalisation abgeleitet, die
Schlämme und Filter auf eine Sonderabfalldeponie verbracht wurden.

Gemeinsam: Kirche, Presse und Hygieneinstitut wollen
die Bürger informieren

Es gab in der Folge der Reaktorkatastrophe keine weiteren Veröffentlichun-
gen in der Presse. Das Thema Tschernobyl stand aber auf der Tagesordnung in
allen Gesprächen mit Bürgern und Umweltgruppen, wo es unter dem Dach
vor allem der Evangelischen Kirche zu einem neuen Schub an Aktivitäten mit
Protesten und Eingaben gegen die staatliche Umwelt- und Atompolitik kam.
In der jährlich stattfindenden Gesprächsrunde des Rates des Bezirkes mit der
Leitung der Kirchenprovinz Sachsen, unter anderem mit Bischof Dr. Demke,

Folgen für den Bezirk Magdeburg

B. Tschernobyl.Real. 25.06.2003, 13:57 Uhr45



46

B. Tschernobyl.Real. 25.06.2003, 13:57 Uhr46



47

Präses Dr. Höppner und Kirchenpräsident Kramer, war im September 1986 mit
dem Thema Gesundheit und Umwelt auch der Referent eingeordnet. Gegen-
über Herrn Propst Dr. Schmidt, Stendal, wurde im Pausengespräch die Bereit-
schaft bekundet, im Stendaler Dom auf einem Gemeindeabend darüber vor-
zutragen. Einmal gab es dort eine Antikernkraftbewegung mit einer Staatsrats-
eingabe von 39 Stendaler Bürgern, zum anderen war Arneburg, Standort des
im Bau befindlichen Kernkraftwerks Stendal, Partnergemeinde von Tscherno-
byl. Das Genehmigungsverfahren zur Durchführung der Veranstaltung zog
sich länger als erwartet hin. Der Gemeindeabend fand erst am 8. Februar
1987 statt. Die Beteiligung von etwa 250 Stendaler Bürgern war für den Refe-
renten beeindruckend und motivierend zugleich. Dass die Veranstaltung vom
Rat des Bezirkes und der Bezirksleitung der Sozialistischen Einheitspartei
Deutschlands genehmigt werden musste und von der Staatssicherheit vorbe-
reitet und begleitet wurde, mag aus heutiger Sicht ernüchtern, zeigt aber den
staatlichen Umgang und die Zwänge auf.

Es überhaupt zu machen und letzthin die Genehmigung nach zuerst erfolgter
Ablehnung zu erhalten, ist der Kompromiss, den die Evangelische Kirche an
sich und auch der Referent eingehen mussten. Für das Hygieneinstitut als na-
tionales Referenzlaboratorium „Reinhaltung der Luft“ der Weltgesundheits-
organisation (WHO) gab es im internationalen Rahmen ein paar mehr Freihei-
ten im Ressort Gesundheitswesen als für den Umweltbereich in der DDR. Um-
weltdaten waren in der DDR Vertrauliche Dienstsache oder Verschlusssache.
Ein Beschluss des Präsidiums des Ministerrats zur Anordnung zur Gewinnung
oder Bearbeitung und zum Schutz von Informationen über den Zustand der
natürlichen Umwelt in der DDR vom 16.11.1982 war dafür die Grundlage.
Hier ordnet sich auch der 266. Medizinische Sonntag zum Thema „Umwelt-
schadstoffe und Gesundheit“ im damaligen Theater des Friedens in Magdeburg
ein, der im Dezember 1986 stattfand. Urania und Volksstimme hatten seit
Jahren unter dem Motto „Leser fragen – Ärzte antworten“ diesen Zyklus ge-
meinsam gestaltet.
So fand der Medizinische Sonntag mit großer Beteiligung der Bürger statt.
Die Veröffentlichung der Fragen und Antworten, die für den 18. Dezember in
der Volksstimme vorgesehen war, wurde am Vorabend gegen 21.00 Uhr ge-
strichen. Aus dem Andruck des Volksstimmebeitrages sind die zwei wesentli-
chen von neun Fragen und die Antworten des Referenten wiedergegeben.
Redakteur Rudi Hartwig ist dafür von der Chefredaktion gerügt worden. Der
266. Sonntag ist der einzige, über den von etwa 300 Urania-Veranstaltungen
nicht publiziert wurde (siehe S. 49).

Folgen für den Bezirk Magdeburg
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Wir konnten darüber nicht lange traurig sein, die Staatsjagd des Diplomati-
schen Corps am geplanten Veröffentlichungstag hat alle Untersuchungs- und
Kontrollkapazitäten für die Absicherung der Versorgung im Jagdlager und im
Hotel International über 24 Stunden in Anspruch genommen. Tschernobyl hatte
Wirkungen, die Fragen hatten provoziert, der Bezirk musste reagieren. Offen-
sichtlich sollte verhindert werden, dass westliche Medien wie 1984 auf Artikel
des Hygieneinstituts zum Umwelt- und Gesundheitsschutz reagieren, damals
mit Bezug zu grenzüberschreitenden Luftverunreinigungen und die Kraftwer-
ke diesseits (Harbke), die Montanwachsfabrik Völpke und jenseits (Offleben,
Buschhaus) der Grenze.
Bei der Durchsicht der Monatsberichte 1986 des Bezirks-Hygieneinstituts, nach
Vorlage im Rat des Bezirkes als Vertrauliche Dienstsache herausgegeben, fin-
den wir das Wort Tschernobyl nicht, aber einen Hinweis darauf. Wegen eines
Fischsterbens im Mühlengaben bei Egeln am 9. Mai leiteten wir umfangreiche
Untersuchungen mit dem Ergebnis ein: „Ein Zusammenhang zwischen dem
Fischsterben und der erhöhten Radioaktivität in der Umwelt wurde ausge-
schlossen“.
Ursache waren ein Gülle- beziehungsweise ein Abwassereinbruch mit Spritz-
brühenresten. Wegen des vermuteten Tschernobylbezugs und der hohen
Sensibilisierung der Bevölkerung leitete ein Stellvertreter des Vorsitzenden des
Rates des Bezirkes vor Ort die Aufklärungsarbeit, stand mit dem Staatssekre-
tär des Ministeriums für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft in Berlin
in ständiger Verbindung und beendete am Samstagnachmittag den Einsatz
nach Meldung einer niedrigen Radioaktivität von Fischen und Wasser durch
den Direktor des Hygieneinstituts.

Vergleiche zur Strahlenbelastung

Für die DDR-Bürger war es schwierig, den Grad der Strahlenbelastung nach
hiesigen Presseinformationen vom 3. Mai einzuordnen. Selbst die gemesse-
nen Aktivitäten von 460 mBq/m3 Luft am 30.04. sind in Frage zu stellen, wenn
das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung für die Zeit vom 30.
April bis 7. Mai auf gemessene Werte in der Außenluft von bis zu 200 Bq/m3

und Normalwerte von 10 Bq/m3 verweist. Die Bodenbelastung wird mit Wer-
ten zwischen 1.000 und 10.000 Becquerel sowie mit 10fach höheren Spitzen-
werten pro Quadratmeter angegeben.
Durch den Aufenthalt im Freien wird die zusätzliche Jahresbelastung 1986
von 0,05 Millisievert (mSv) mit der natürlichen Strahlenbelastung pro Jahr und
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Bürger von 2 mSv verglichen und die WHO zitiert, die darin keine Gefährdung
der Bevölkerung außerhalb der betroffenen Regionen der Sowjetunion sieht.
Es könne zwar eine Erhöhung des Krebsrisikos nicht mit Sicherheit ausge-
schlossen werden, es gibt aber ebenso wenig einen messbaren Nachweis dafür.
Das Sievert ist eine Maßeinheit für die unterschiedliche biologische Wirkung
der Strahlung auf den menschlichen Organismus (Äquivalentdosis).
Vor den Studienaufenthalten westlicher Sicherheitsexperten konnte der Refe-
rent im Mai 1989 das Kernkraftwerk Tschernobyl besuchen. Der Störfall schien
technisch beherrscht und ohne weitere gesundheitliche Konsequenzen ge-
blieben zu sein. Der Aufenthalt erfolgte ohne Schutzbekleidung und aktuelle
Dosismessung. Auf Anfrage wurde auf kontinuierlich durchgeführte Dosis-
leistungsmessungen verwiesen, die je nach Standort mit 1 bis 100 µSv/h an-
gegeben wurden. Maßnahmen des Strahlenschutzes waren auch für das außer-
halb der Blöcke arbeitende Personal nicht getroffen worden.
Das Kraftwerkspersonal wurde jeweils nach 30 Tagen Einsatzzeit ausgetauscht.
Aus der Strahlenbelastung der Umwelt war bei der Bevölkerung bis 1989 eine
Zunahme der Erkrankungszahlen durch die Landesgesundheitsbehörden nicht
abzuleiten, auch nicht von relevanten bösartigen Neubildungen. Nach 1990
wurden mit den Kindertransporten aus Tschernobyl nach Deutschland wegen
Leukämieerkrankungen, anderer Krebserkrankungen, vor allem der Schilddrüse,
oder mit Meldungen über Missbildungen und Erhöhung der Fehlgeburten-
zahlen umfangreiche Untersuchungsprogramme initiiert.
Bei einem Aufenthalt in Minsk im April 1998 erhielten wir vom Gesundheits-
ministerium Belorusslands nachfolgende Hinweise: Das „Register für die Ge-
sundheit der Tschernobyl-Bürger“ erfasst in Belorussland, der Ukraine und
Russland 2,3 Millionen Menschen, darunter 250.000 in Gebieten mit einer
aktuellen Strahlenbelastung von > 15 Curie(Ci)/km2 (55,5 x 1010 Bq), entspre-
chend 5,6 x 105 Bq/m2 Cäsium 137. Bei Kindern werden jährlich zweimal, bei
Erwachsenen einmal alle Krankheiten erfasst (Gesundheitscheck). Bisher wurde
ein signifikanter Anstieg der Schilddrüsenkrebse bei Kindern bis 15 Jahre um
das 2- bis 4-fache, überwiegend in Belorussland, geringer in der Ukraine und
am geringsten in Russland gefunden.
Für das besonders hochkontaminierte Gebiet der Stadt Gomel ist auch heute
die Belastungssituation deutlich: Trockenpilze aus dem Herbst 1997 wurden
uns mit einer Radioaktivität von 480.000 Bq/kg demonstriert. Eine Büchse
Kondensmilch vom 15.05.1986 hatte noch eine Aktivität von 5.000 Bq/l. Die
Strahlenbelastung der dort betroffenen Gebiete mit Cäsium 137 ist also nach
wie vor hoch. Zur Einordnung von Tschernobyl stellt das Bundesamt für Strah-
lenschutz 1998 fest: „Die zusätzliche Strahlenexposition der deutschen Bevöl-
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kerung durch den Reaktorunfall von Tschernobyl lässt sich durch den Vergleich
mit der Exposition durch die natürlichen Strahlenquellen verdeutlichen. So
betrug im Jahre 1986 die zusätzliche Exposition durch Tschernobyl durchschnitt-
lich etwa 5 Prozent der ohnehin vorhandenen natürlichen Exposition. 1990
war sie bereits auf etwa 1 Prozent zurückgegangen.“
Bezogen auf die nach dem Unfall folgenden 50 Jahre beträgt die mittlere
effektive Dosis durch Tschernobyl für die Bevölkerung Deutschlands weniger
als 1 mSv. Sie ist damit geringer als die natürliche Exposition, die wir in nur
einem Jahr aufnehmen und stellt damit eine von den Auswirkungen her ver-
nachlässigbar geringe Dosis dar.

Aktuelle Schlussfolgerungen:

Aus der Sicht der Gesundheit ist die mittelfristige Nutzung der Kernenergie in
Europa sicher zu machen und es sind Vorkehrungen zu treffen, dass es ein
Tschernobyl nie wieder gibt. Mit der Erschließung erneuerbarer Energien kann
eine schrittweise Ablösung älterer Kernkraftwerke erfolgen. Der vorgesehene
generelle Verzicht auf die Stromerzeugung in Deutschland von über 30 Pro-
zent durch Kernenergie sollte unter dem Aspekt des Klimaschutzes und der
Reduzierung des hohen Anteils von fossilen Brennstoffen von aktuell über 50
Prozent neu betrachtet werden, das heißt, der Ausstieg aus der Kernenergie
muss machbar und für die Bürger bezahlbar sein.
Der zunehmende Einsatz von erneuerbaren Energien sollte mit bewusstem
Energiesparen und höherer Energieeffizienz in allen Bereichen verknüpft wer-
den. Anzustreben ist ein Mix aller regenerativen Energien mit einheimischen
Energieträgern und Importen bei gleichzeitig sinkendem Stromverbrauch.
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Belastungssituation der Lebensmittel und
Strahlen-Katastrophenschutz in Sachsen-Anhalt

Johann Langhammer

Johann Langhammer, Halle
Landesamt für Umweltschutz Sachsen-Anhalt

Kontinuierliche Messung der Radioaktivität in der Umwelt
als Grundlage für den Strahlen-Katastrophenschutz

Die exakte Bewertung von Gefährdungssituationen und das Ergreifen ange-
messener Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung „im Fall von Ereignissen
mit möglichen nicht unerheblichen radiologischen Auswirkungen“ (§ 1 des Strah-
lenschutzvorsorgegesetzes) basieren auf einer genauen Kenntnis der radiolo-
gischen Umweltsituation. Das im Dezember 1986, also noch im Jahr der Reaktor-
katastrophe von Tschernobyl, in Kraft getretene Strahlenschutzvorsorgegesetz
(StrVG) der Bundesrepublik Deutschland regelt die Aufgaben des Bundes und
der Länder bei der Überwachung der Radioaktivität in der Umwelt.
Ziel ist die ständige Überwachung der Umweltradioaktivität, um Abweichun-
gen vom Normalzustand zu erkennen, die Frühwarnung bei besonderen Ereig-
nissen einschließlich der Einschätzung einer sich kritisch entwickelnden Situ-
ation sowie im Ereignisfall die Bereitstellung von Daten zur Beurteilung der Lage.
Die Umweltüberwachung bezüglich des Eintrages von radioaktiven Stoffen im
Land Sachsen-Anhalt  ist Bestandteil eines bundesweiten Messprogramms. Im
Rahmen des „Integrierten Mess- und Informationssystems des Bundes“ (IMIS)
werden sowohl von den eingebundenen Bundes- als auch von Landesbehörden
jährlich mehr als 14.000 Bestimmungen des Radioaktivitätsgehaltes in allen
Umweltmedien nach dem so genannten Routinemessprogramm ausgeführt.
Das Spektrum der zu bestimmenden Radionuklide reicht von gammastrah-
lenden Substanzen (insbesondere Cäsium 137) über die Betastrahler (Stronti-
um 90, Tritium) bis hin zu den Alphastrahlern (Uran, Plutonium). Von den
zuständigen Behörden in Sachsen-Anhalt wird zu diesem Zweck jährlich nach
bundesweit einheitlichen Vorschriften die Radioaktivität ermittelt:
• in Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, Bedarfsgegenständen,

Arzneimitteln und deren Ausgangsstoffen,
• in Futtermitteln,
• im Trink- und Grundwasser und in oberirdischen Gewässern

(außer Bundeswasserstraßen),
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• in Abwässern, Klärschlamm, Reststoffen und Abfällen,
• im Boden und in Pflanzen,
• in Düngemitteln.

Bei einem Ereignisfall wie dem Reaktorunfall von Tschernobyl würde in Sach-
sen-Anhalt das für eine solche radiologische Gefahrensituation spezifizierte
„Intensivmessprogramm“ über eine detaillierte „Einsatzdokumentation der
Landesmessstellen zur Überwachung der Radioaktivität in der Umwelt“ um-
gesetzt. Wie im Normalfall werden auch im Ereignisfall die in den Landes-
messstellen in Halle und in Osterburg erhobenen Daten über die Landesdaten-
zentrale beim Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt des Landes Sach-
sen-Anhalt an die „Zentralstelle des Bundes für die Überwachung der Um-
weltradioaktivität“ (ZdB) übermittelt. Die ZdB stellt die notwendigen Daten
zur Bewertung der radiologischen Situation in der Bundesrepublik Deutsch-
land dem Bundesumweltminister zur Verfügung. Das Land Sachsen-Anhalt
hat, wie alle anderen Bundesländer auch, über seine Landesdatenzentrale
ebenfalls Zugriff auf diese Informationen.

Im Handlungskonzept bei radiologischen Gefahrenlagen in Sachsen-Anhalt
kommt dem im Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt Sachsen-Anhalt
angesiedelten „Fachgremium zur Beurteilung radiologischer Lagen“ (FRL), das
sich aus Strahlenschutzfachpersonal und Mitarbeitern aller betroffenen Fach-
gebiete zusammensetzt, eine besondere Bedeutung zu. Basierend auf den im
Land Sachsen-Anhalt erhobenen Messergebnissen und den bundesweit ge-
wonnenen Informationen werden durch die Arbeitsgruppe folgende Zielstel-
lungen umgesetzt:
• die Beurteilung der radiologischen Gesamtsituation,
• die fachliche Unterstützung der Behörden,
• die Entgegennahme und Weiterleitung der Bundesempfehlungen

sowie deren Umsetzung einschließlich der Erarbeitung landesspezifischer
Empfehlungen in Sachsen-Anhalt zur Minimierung der Strahlenexposition
der Bevölkerung gemäß § 9 Abs. 2 StrVG,

• die Information der Behörden, der Medien und der Bevölkerung.

Die Funktionalität des Messnetzes der Landesmessstellen, des bundesweiten
Datenaustausches und des Fachgremiums zur Beurteilung radiologischer La-
gen des Landes Sachsen-Anhalt wird jährlich im Rahmen von Übungen mit
realitätsnahen Aufgabenstellungen überprüft und vervollkommnet.

53
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Belastungssituation von Lebensmitteln

Lebensmittel werden, wie alle oben genannten Umweltmedien, flächendeckend
und kontinuierlich im Land Sachsen-Anhalt auf ihren Gehalt an radioaktiven
Stoffen untersucht. Die Anzahl der Proben und die Zeitintervalle der Probe-
nahmen bestimmt, wie für alle anderen Bundesländer auch, ein vom Bundesum-
weltministerium vorgegebenes landesspezifisches Routinemessprogramm zur
Überwachung der Radioaktivität in der Umwelt im Rahmen des IMIS. Das vom
Fallout der Reaktorkatastrophe in Tschernobyl überdurchschnittlich kontaminier-
te Gebiet um die Ortslage Schollene im Nordosten Sachsen-Anhalts an der Landes-
grenze zu Brandenburg wird durch ein spezielles Landesmessprogramm über
den Rahmen des Bundesmessprogramms hinaus kontrolliert. Die nachfolgende
Tabelle zeigt die durchschnittlichen Gehalte von Cäsium 137 in einigen Lebens-
mitteln im Jahr 2001. Die aufgeführten Aktivitätsgehalte sind sehr niedrig. Dabei
konnte Cäsium 137 nur in einem Teil der Proben nachgewiesen werden.

Aktivitätsgehalt von Cäsium 137 in ausgewählten Lebensmitteln im Jahr 2001

(Messungen im Rahmen des IMIS und von ergänzenden Landesmessprogrammen); (die
Durchschnittswerte beziehen sich auf die „positiven“ Proben, in den anderen Proben lag der
Cäsium-137-Gehalt unterhalb der Nachweisgrenze des Messverfahrens)

Erläuterung der Maßeinheiten:
Bq – Becquerel, Einheit der Aktivität eines Radionuklids.
(Die Aktivität von 1 Bq liegt vor, wenn ein Atomkern pro Sekunde zerfällt.)
FM – Frischmasse der Probe, PT – (pro) Person und Tag.

Anmerkung: Der Höchstwert für die Einfuhr und das Inverkehrbringen von Lebens-
mitteln aus Drittländern gemäß EWG-Verordnung 737/90 beträgt 370 Bq/kg für Milch
und Milcherzeugnisse sowie 600 Bq/kg für alle anderen betroffenen Erzeugnisse.

Schlussfolgerungen

Ein wichtiger Indikator für die tägliche Belastung des Menschen ist die Position
Gesamtnahrung. Sie verdeutlicht die Cäsium-137-Aufnahme eines gesunden Er-
wachsenen mit der Nahrung einschließlich der Getränke (pro Person und Tag).
Die äußerst niedrige Belastung der Gesamtnahrung mit Cäsium 137 ist im nörd-
lichen und im südlichen Sachsen-Anhalt gleich. Der Einfluss einzelner Lebensmit-

Rindfleisch     Schweinefleisch     Milch       Gesamtnahrung
(Bq/kg FM)         (Bq/kg FM) (Bq/l)              (Bq/PT)

Durchschnittlicher
Aktivitätsgehalt im LSA       0,8       0,4  0,2           0,1 (Halle)

Gebiet Schollene               1,7          0,1 (Stendal)

              (Schollene/Kamern)
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tel mit geringfügig erhöhten Radioaktivitätsgehalten aus territorial kleinen Er-
zeugerbereichen (zum Beispiel Milch/Schollene) ist im Gesamtumfang des
Nahrungsangebotes unerheblich. Eine Gefährdung des Menschen durch die Fol-
gen der Reaktorkatastrophe in Tschernobyl durch belastete Lebensmittel besteht
in Sachsen-Anhalt somit nicht. Diese Aussage bezüglich des Cäsium 137 ist auch
auf die anderen relevanten Radionuklide übertragbar und durch die gewonne-
nen Messergebnisse belegbar.

Quellen:
(zusammengestellt von T. Hartmann)

Bundesamt für Strahlenschutz (Hg) (2001)
Die Kontamination von Lebensmitteln
nach der Reaktorkatastrophe vonTschernobyl,

Hahn, M. Radioaktive Belastung von
Wildpilzen (1995), In: Landesumweltamt
Brandenburg (Hg) Berichte aus der Arbeit
1994. 100–103

Ministerium für Raumordnung, Landwirt-
schaft und Umwelt des Landes Sachsen-
Anhalt (Hg) (1998), Strahlenschutzbericht
1997

Ministerium für Raumordnung, Landwirt-
schaft und Umwelt des Landes Sachsen-
Anhalt (Hg) (2000), Strahlenschutzbericht
1999

Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt Pressemitteilung Nr. 140/02
Magdeburg, den 20. Juli 2002

Sonderprogramm zur Strahlenbelastung von Pilzen –
Wildpilze können maßvoll genossen werden
Nach einer kurzen ersten Pilzwelle Ende Juni/Anfang Juli beginnt im August die eigentli-
che Pilzsaison. Nach Auswertung des Sonderuntersuchungsprogramms zur Radioaktivität
bei Pilzen können Wildpilze maßvoll genossen werden. Lediglich Maronen sind landesweit
stärker belastet. Die durchschnittliche Belastung von 285 Becquerel pro kg frische
Maronen im Jahr 2001 unterschreitet jedoch den für Handelsware zulässigen Höchstwert
von 600 Becquerel erheblich. Maronen sind in den nördlichen Kreisen mehr als doppelt so
hoch belastet, wie die in den südlichen Teilen des Landes.

Deshalb wird empfohlen:
• möglichst Mischpilzgerichte mit weniger als 50 Prozent Maronen und
• nicht mehr als 1 Kilogramm frische Wildpilze monatlich zu verzehren

Um die Folgen des Reaktorunglücks von Tschernobyl zu erfassen, wurden in Sachsen-
Anhalt unter anderem seit 1993 73 Pilzarten landesweit auf Strahlenbelastung unter-
sucht. Da das hauptverantwortliche Cäsium 137 eine Halbwertzeit von 30 Jahren hat,
nimmt die Belastung nur sehr langsam ab. In einem zweiten Sonderprogramm wird auch
die Strahlenbelastung von Wild gemessen. 2001 wurden 62 Stücke (Hirsche, Rehe,
Wildschweine u.a.) ohne auffällige Ergebnisse getestet.

Im Vergleich zu Sachsen-Anhalt stellen andere Bundesländer umfangreiche
Darstellungen zur Umweltradioaktivität und Tschernobyl ins Internet:
• Baden-Württemberg: http://www.lfu.baden-wuerttemberg.de/lfu/
• Bayern: http://www.vis-ernaehrung.bayern.de/
• Brandenburg: http://www.brandenburg.de/land/mlur/s/umw_dat.htm
• Hessen: http://atlas.umwelt.hessen.de/atlas/radioakt/kont_txt.htm

Belastungssituation in Sachsen-Anhalt
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Fehlbildungen bei Säuglingen im Raum Magdeburg

Prof. Dr. Volker Steinbicker

Prof. Dr. med.Volker Steinbicker, Magdeburg, ist Leiter des
Fehlbildungsmonitorings Sachsen-Anhalt der Medizinischen
Fakultät der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg

Der Reaktorunfall von Tschernobyl am 26.04.1986 löste in weiten Teilen der
Bevölkerungen in den Ländern, in denen radioaktive Niederschläge zu ver-
zeichnen waren, Besorgnisse über die damit verbundene Strahleneinwirkung
auf sich entwickelndes Leben im Mutterleib aus. Eine erhöhte Zahl von Schwan-
gerschaftsabbrüchen und ein Rückgang der Geburtenrate wurde in verschie-
denen Ländern dokumentiert [1]. Erste Berichte zum Fehlbildungsgeschehen
erschienen relativ kurz nach dem Unfall [2, 3 ,4]. Mit Ausnahme einer Prävalenz-
steigerung von Neuralrohrdefekten – einer schweren Fehlbildung des Zentral-
nervensystems – in Odense (Dänemark), ergab die von einer Arbeitsgruppe
der European Registration of Congenital Malformations and Twins (EUROCAT)
1988 vorgelegte Studie keine diesbezüglichen Prävalenzänderungen in den
untersuchten Regionen.

Die von de Wals 1988 veröffentliche Populationsstudie, die ebenfalls auf
EUROCAT-Daten basiert und in die Angaben aus 19 Zentren mit 84.193 Ge-
burten aus dem Zeitraum Januar 1986 bis März 1987 eingegangen waren,
zeigte keinen Prävalenzanstieg von Chromosomenstörungen [5]. Aus dem sehr
effizient arbeitenden Fehlbildungsregister aus Ungarn liegen von 1989 und
1991 Angaben vor. Ein messbarer teratogener oder mutagener Effekt nach
dem Reaktorunfall ließ sich anhand der Fehlbildungsraten in Ungarn nicht
nachweisen [6, 7].
Aus Deutschland wurde durch Schötzau et al. 1995 [8] eine ausführliche Stu-
die zur Häufigkeit von Fehlbildungen bei Neugeborenen aus dem relativ hoch-
kontaminierten Bayern vorgelegt. Außerdem wurden die allgemeine perinata-
le Mortalität, die Säuglingssterblichkeit sowie Fehlbildungen als Todesursache
im ersten Lebensjahr aus den Jahren 1984 bis 1987 untersucht. Als Indikator
für die Strahlenexposition wurde die spezifische Aktivität der Cäsiumisotope
134 und 137 in Bodenproben zugrunde gelegt, die an insgesamt 1.137
bayrischen Standorten gemessen worden war. Alle untersuchten Parameter
ergaben keine signifikanten Prävalenzanstiege.
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Aufsehen erregten Untersuchungen von Sperling et al. von 1991 [9], die eine
überdurchschnittliche Prävalenzerhöhung der Trisomie 21 (Down-Syndrom)
exakt neun Monate nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl im Stadtgebiet
Westberlins feststellten. Nach der Hypothese der Autoren führte der in Deutsch-
land vorhandene relative Jodmangel zu einer verstärkten Aufnahme von radi-
oaktivem Jod und dadurch zu einem direkten Strahleneffekt auf die Gonaden
zum Konzeptionszeitpunkt.
In Norwegen fanden Lie et al. [10] in dem norwegischen Fehlbildungsregister
eine positive Assoziation zwischen totaler, das heißt externer falloutbedingter
und interner, nahrungskettenbedingter inkorporierter Strahlendosis und dem
Auftreten eines Hydrozephalus (vermehrte Flüssigkeitsansammlung im Kopf
eines Neugeborenen). Für Chromosomenstörungen, wie das Down-Syndrom,
wurden keine derartigen Assoziationen nachgewiesen. Häusler et al. [11], die
66.743 Geburten aus der Zeit von 1985 bis 1989 in Österreich untersuchten,
fanden keine signifikanten Änderungen von Fehlbildungs- oder Fehlgeburts-
häufigkeiten im Zusammenhang mit dem Reaktorunfall.

Aus der Osttürkei wurde von Guvenc et al. [12] 1993 eine Studie vorgelegt,
die Geborene aus den Jahren 1985 bis 1990 erfasst und in der die Häufigkeit
von Neuralrohrdefekten vor und nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl un-
tersucht wurde. Die Autoren fanden einen hochsignifikanten Anstieg dieser
schweren Fehlbildung. Da die meisten der betroffenen Kinder aber mehr als
ein Jahr nach dem Unfall geboren wurden, halten die Autoren auch andere
Faktoren als fehlbildungsauslösend für möglich, zumal Angaben zu der Strahlen-
belastung in der untersuchten Population nicht vorlagen.
Eine spätere Untersuchung aus dem Jahre 1999, die Dolk und eine EUROCAT-
Arbeitsgruppe [13] vorlegten, und in der Daten aus 16 Fehlbildungsregistern
Europas ausgewertet wurden, ergaben keinen Hinweis auf einen Anstieg der
Gesamtfehlbildungsrate oder ausgewählter Fehlbildungen im Zusammenhang
mit dem Strahlenunfall.

Nach dem Reaktorunfall wurde in beiden Teilen Deutschlands wieder einmal
deutlich, dass keine zuverlässigen Daten zur Fehlbildungshäufigkeit vorlagen.
Aussagen über Prävalenzanstiege angeborener Anomalien im Zusammenhang
mit dem Unglück waren demzufolge nicht möglich. Nur in der DDR – im Bezirk
Magdeburg – bestand seit 1980 eine systematische Fehlbildungserfassung [14].
Hier wurden die Fehlbildungsraten – insbesondere die des Zentralnervensys-
tems – in den Folgejahren nach Tschernobyl besonders aufmerksam verfolgt.
Im Stadtgebiet von Magdeburg war im Zeitraum von 1987 bis 1989 eine sig-
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nifikante Prävalenzsteigerung von Neuralrohrdefekten zu erkennen, die in ei-
nem zeitlichen Zusammenhang mit dem Reaktorunfall stehen könnte [15].
Die für die umgebenden Landkreise ermittelten Prävalenzen zeigten keinen
diesbezüglichen Anstieg. Diese Tatsache, und dass nur eine Form der Neural-
rohrdefekte, die Spina bifida, einen signifikanten Häufigkeitsanstieg zeigte,
lässt die Konstruktion eines eindeutigen Zusammenhanges zwischen einer
erhöhten Strahlenaktivität und den ermittelten Prävalenzanstiegen nicht zu.
Als eine Möglichkeit der Erklärung des Stadt-Land-Unterschiedes für die Häu-
figkeiten der Neuralrohrdefekte kann aber ein Mangel an Folsäure in der städ-
tischen Bevölkerung durch ein ungenügendes allgemeines Vitaminangebot
diskutiert werden. Da bekannt ist, dass ein Folsäuremangel das Auftreten von
Spaltbildungen begünstigt, kann eine mit dem Vitamin Folsäure schlecht ver-
sorgte Population, wie zum Beispiel die der Stadt Magdeburg, empfindlicher
auf das Einwirken teratogener Einflüsse, wie radioaktive Strahlung, reagieren,
als eine Population, die diesem Vitaminmangel nicht unterliegt. In diesen Kon-
text würde auch ein Anstieg der Gaumenspalten und der Lippen-Kiefer-Gau-
menspalten 1988 und 1989 in der Region Magdeburg passen [16].

Ein vermehrtes Auftreten anderer Fehlbildungen, wie zum Beispiel von Chro-
mosomenstörungen, konnte in den Jahren nach Tschernobyl weder in der Stadt
Magdeburg noch in den umliegenden Landkreisen beobachtet werden.
Häufigkeitsanstiege von Neuralrohrdefekten in Magdeburg, in Odense (Dä-
nemark) und in der Türkei, der Prävalenzanstieg von Hydrozephalien in Nor-
wegen und die Beobachtungen von Sperling in Westberlin zur vermehrten
Geburt von Kindern mit Down-Syndrom stehen insbesondere den Beobach-
tungen der EUROCAT-Arbeitsgruppen entgegen. Ein schlüssiger Beweis, dass
der Fallout von Tschernobyl die Häufigkeit von Fehlbildungen im Sinne eines
Low-Dosis-Effektes beeinflusst, kann nach wie vor nicht gefunden werden, ist
aber immer noch nicht aus der Diskussion.
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Die Kinder von Tschernobyl – Eine Aufgabe für uns alle

Christine Tietze

Christine Tietze ist 1. Vorsitzende von Kinder
von Tschernobyl e.V., Magdeburg.

Werte Anwesende,
viel, ja beinahe alles ist heute zum Thema Tschernobyl gesagt worden, Fakten
wurden dargelegt, wissenschaftliche Erkenntnisse erörtert. Als Letzte in der
langen Reihe der Redner habe ich deshalb beschlossen, das Ganze aus dem
Blickwinkel der unmittelbar Betroffenen zu betrachten. Bei meinem ersten
Besuch in Weißrussland habe ich zwei alte Leute getroffen, die mir erzählt
haben, wie sie das Grauen von Tschernobyl kennen gelernt haben. Ein kleines
Dorf in Weißrussland, 50 Kilometer von Pinsk unweit der ukrainischen Gren-
ze. Ein altes Paar am Ende eines langen Tages, in Eintracht und beschaulicher
Ruhe vor seinem Haus. Wir denken an Hektik und Stress in unserem Alltag
und beneiden das alte Paar …
Aber wie sieht die Wirklichkeit aus? Die beiden alten Menschen tragen einen
tiefen Kummer in ihrem Herzen. Dieser hat seinen Ursprung an jenem Tag vor
fast 16 Jahren, an dem die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl das Leben der
Menschen dort für immer veränderte. Die heimtückische radioaktive Strah-
lung ist allgegenwärtig, obwohl niemand sie schmecken, riechen, fühlen kann.
Und obwohl am liebsten niemand an sie denkt. In den Jahren unmittelbar
nach der Katastrophe erschien der Strahlentod noch fern, betraf er nur die an-
deren. Doch er kam näher und näher. Da erkrankte einer, den sie kannten,
dort starb ein anderer. Aber den beiden blieb die Hoffnung. Unsere Familie ist
noch gesund, den Kindern und Enkelkindern geht es gut. Und wenn Gott will,
wird das so bleiben. Doch Gott wollte nicht.
Zuerst erkrankte der Schwiegersohn. Aber der hatte ja auch geholfen, nach
der Katastrophe den zerstörten Reaktor einzubetonieren. Den anderen ging
es gut. Bis dann auch die Tochter erkrankte, Leukämie war die Diagnose. Da
war die Angst mitten unter ihnen. Ein Krankenhausaufenthalt löste den ande-
ren ab. Von Mal zu Mal wurden die Kräfte geringer. Und das letzte bisschen
Hoffnung schwand … Was soll aus den drei Kindern werden, der fünfzehn-
jährigen Viktoria, der achtjährigen Julia und der siebenjährigen Alexandra?
Dann starb vor vier Jahren im März zuerst die Tochter der beiden Alten, die
Mutter der Kinder. Im August auch der Schwiegersohn. Die drei Mädchen
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blieben mutter- und vaterlos zurück. Eine unendliche tiefe Trauer ergriff die
beiden alten Menschen. Warum? Wie soll es weitergehen? Werden wir es
schaffen, den drei Kindern immer zu essen zu geben? Werden sie es immer
warm haben? Was soll aus ihnen werden, wenn wir nicht mehr sind? Fragen,
die sich heute viele Menschen in diesem Landstrich stellen, über den die
Strahlenwolken zogen. Sicher, die Menschen in der unmittelbaren Umgebung
des Kraftwerks wurden evakuiert. Aber all die anderen mussten bleiben. Und
kleben an ihrem Stückchen Land, an ihrem Häuschen, an ihrem Pferd und
ihrer Kuh. Und den paar Hühnern. Suchen in den tiefen Wäldern Pilze, sam-
meln Beeren. Die Jungen gehen angeln und sind stolz auf ihren Fang. Und
niemand mag daran denken, dass alles, aber auch alles verstrahlt ist. Heute
und noch viele, viele Jahre …
Die Zeitbombe tickt, aber niemand will sie hören. Schließlich möchte ein jeder
leben, möchte lieben, Kinder haben. Doch irgendwann ist sie wieder da, die
Angst vor dem, was noch auf uns zukommt, auf die Kinder, die Kindeskinder.
Diese Begegnung mit den beiden alten, gramgebeugten Menschen hat auch
mein Leben verändert. Nur durch Zufall hatte ich in der „Volksstimme“ gele-
sen, dass der Verein „Kinder von Tschernobyl“ Gasteltern suchte, Familien, in
denen sich Kinder aus der Region Pinsk für drei Wochen erholen konnten.
Und mein Mann und ich beschlossen im April 1998, als Begleiter eines durch
die Regionalgruppe Ohrekreis organisierten Hilfskonvois nach Weißrussland
zu fahren, um die Lage dort besser einschätzen zu können. Seitdem verbrin-
gen die drei Enkeltöchter des alten Paares jeden Sommer in unserer Familie,
sind wieder fröhliche Kinder geworden. Und sagen zu meinem Mann und mir
Mutti und Vati. Als ich im vergangenen Herbst wieder eine Stippvisite in
Dobroslawka machte, sagte Alexander: „Wir danken Gott dem Herrn jeden
Tag dafür, dass er uns Euch geschickt hat. Und wir beten jede Nacht, dass der
Herrgott Euch beschützen möge, dafür, dass er Euch Euer gutes Herz bewahrt.“
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Als ich vor vier Jahren zum Verein „Kinder von Tschernobyl“ gestoßen bin,
lag die Gründung bereits sieben Jahre zurück. Mitglied in unserem Verein
sind heute insgesamt 55 Bürger in vier Regionalgruppen, aus den unterschied-
lichsten Berufen und gesellschaftlichen Schichten, alle verbunden durch den
Wunsch, den Betroffenen, insbesondere den Kindern, zu helfen, das Leid zu
lindern.
Im Laufe der Jahre haben wir mehr als 1.000 Kinder, vorwiegend Waisen,
Halbwaisen oder aber Kinder aus sozial besonders schwachen Familien zu uns
nach Sachsen-Anhalt eingeladen. Und Jahr für Jahr bietet sich uns das gleiche
Bild. Blass und übernächtigt steigen die Kinder aus dem Bus. Schauen mit
kindlicher Neugier nach denen aus, die drei Wochen lang die Rolle der Eltern
übernehmen sollen. Mit großen Augen nehmen sie die ungewohnte, bunte
Welt wahr. Aber die Eingewöhnung geht schnell. Die herzliche Aufnahme in
den Gastfamilien, das gute Essen und drei erlebnisreiche, von unserem Verein
organisierte Wochen tun ein Übriges. Beim Abschiedsfest erkennt manch ei-
ner die fröhlichen, braun gebrannten Kinder kaum wieder! Und häufig entwi-
ckeln sich aus den in diesen drei Wochen geknüpften Beziehungen zu den
kleinen Gastkindern freundschaftliche Beziehungen zwischen den Familien,
die mehr als einen Sommer überdauern.
Jahr für Jahr, immer im Frühjahr und im Herbst, fahren unsere Vereinsmitglieder
mit Hilfskonvois in die Region Pinsk. Dringend benötigt werden dort neben
Schuhen, Kleidung (auch für Babys), Lebensmittel und solche Dinge wie Bett-
wäsche, Decken, Handtücher, Kinderwagen oder Bettgestelle, da viele Kinder
kein eigenes Bett haben, oder aber die ganze Familie ohnehin auf alten Ma-
tratzen auf der Erde schlafen muss. Auch funktionsfähige elektrische Haushalts-
geräte, Bügeleisen, Waschmaschinen und dergleichen sind heiß begehrt. Meist
wird die Wäsche wie zu Omas Zeiten noch auf dem Waschbrett geschrubbt
oder das Brot im gemauerten Ofen gebacken.
Am vergangenen Samstag haben wir erneut die Lkws für unsere Fahrt nach
Weißrussland beladen, morgen früh um 4.00 Uhr geht die Fahrt in Richtung
Osten. Wie immer wird der Invalidenverein der Stadt Pinsk von uns bedacht.
Außer der Hilfe für die Rollstuhlfahrer, von denen Sie einige auf diesem Bild
sehen, erhält der Invalidenverein Hilfsgüter verschiedenster Art, mit denen kin-
derreiche Familien, Familien, in denen Mutter oder Vater (oder beide) bereits
verstorben sind, oder aber solche Familien unterstützt werden, die verwaiste
Kinder bei sich aufgenommen haben.
Zahllose Pakete werden von ehemaligen Gasteltern für ihre „Familien“ ge-
packt und von uns direkt ans Ziel gebracht. Besondere Hilfe erfährt von uns
das Infektionskrankenhaus in Molotkewitsche. Dorthin brachten und bringen
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wir weiterhin Pflegebetten, Steppbetten, Kopfkissen, Medikamente und me-
dizinische Geräte. Wir versuchen auch das zu leisten, was man „Hilfe zur Selbst-
hilfe“ nennt. Dieses Mal haben wir Maschinen für eine Fleischerei und einen
kompletten Frisörsalon im Gepäck!
Schon eine Tradition haben die durch unseren Verein organisierten Weihnachts-
konzerte mit Kindern der Musikschule Pinsk, die Jahr für Jahr viele Hunderte
Menschen im Ohrekreis erfreuen. Die weißrussischen Kinder unterhalten die
Besucher mit Liedern aus ihrer weißrussischen Heimat, aber auch deutsche
Weihnachtslieder rühren die Herzen unserer Gäste. Obwohl kein Besucher
dieser Weihnachtskonzerte Eintrittsgeld zahlen muss, sind uns doch die frei-
giebigen Spenden der Zuhörer eine willkommene Einnahmequelle, da sie uns
helfen, die Vorhaben des Folgejahres mitzufinanzieren.
Bis vor zwei Jahren erhielt unser Verein auch Hilfe durch die Lotto-Toto-Gesell-
schaft, aber im Jahr 2001 und in diesem Jahr kam nur ein kurzes Schreiben, in
dem stand, dass auf Grund der Vielzahl der Projekte keine Möglichkeit zur
Unterstützung der Arbeit unseres Vereins mehr besteht. Das ist schade und
stimmt uns traurig. Aber der Gedanke an die glücklichen Kinder und die Freu-
de auch der erwachsenen Empfänger unserer Hilfe hat uns angespornt, wei-
terzumachen und immer neue Quellen zu erschließen. So wurden von Freun-
den unseres Vereins hunderte Adventsgestecke gefertigt, und der Erlös kam
uns und unseren Kindern zugute.
Auf dem Sachsen-Anhalt-Tag verkauften Vereinsmitglieder Erbsensuppe aus
der Gulaschkanone. Der Aktionen gibt es viele. Auch wenn nicht immer Riesen-
summen zustande kommen – steter Tropfen höhlt den Stein. Und irgendwie
schaffen wir es immer wieder! Auch wenn wir wissen, dass unsere Hilfe
letztendlich nur einem Bruchteil der Hilfsbedürftigen zugute kommen kann –
solche wie uns gibt es viele und alles zusammen ist vielleicht doch mehr als
nur der berühmte „Tropfen auf den heißen Stein“.

Die Kinder von Tschernobyl

B. Tschernobyl.Real. 25.06.2003, 13:57 Uhr63



64

„Konsens“-Politik trotz Atomgefahr

Falk Beyer

Falk Beyer, Magdeburg, ist Mitglied von
Greenkids Magdeburg e.V.

Welche Auswirkungen die Tschernobyl-Katastrophe auf Menschen und Um-
welt hatte und bis heute noch hat, hat diese Tagung schon verdeutlicht. Noch
heute leiden die Menschen in der Region, die der Super-GAU am meisten traf,
an den Folgen. Aber auch hier zu Lande kam es zu starken radioaktiven Kon-
taminationen der Umwelt, beispielsweise durch Cäsium 137 und Jod 131.
Hätte diese Katastrophe in einem mitteleuropäischen Atomkraftwerk stattge-
funden, wären die Folgen vermutlich noch schlimmeren Ausmaßes gewesen.
Die Bevölkerungsdichte ist hier viel größer als dies bei Tschernobyl der Fall war,
die Zahl der Opfer wäre also entsprechend höher.

Ein Super-GAU ist jederzeit in jeder Atomanlage möglich. Der offiziellen „Deut-
schen Risikostudie Kernkraftwerke“ zufolge liegt allein die Wahrscheinlichkeit
eines solchen Unfalls auf Grund technischen Versagens bei 2 Prozent. Hunder-
te von Störfällen in deutschen Atomanlagen Jahr für Jahr belegen dieses Risi-
ko eindrucksvoll. 1987 schlitterte das Atomkraftwerk (AKW) Biblis knapp an
einer Katastrophe vorbei, 1998 gab es einen Störfall, der ähnliche Ausmaße
hätte haben können, im AKW Unterweser. Den bisher schwersten Unfall in
einer deutschen Atomanlage stellt die Explosion im AKW Brunsbüttel im De-
zember 2001 dar. Monatelang versuchten die BetreiberInnen den Unfall zu
vertuschen.

Die Risikostudie berücksichtigt menschliches Versagen nicht. Solches steht aber
auf der Tagesordnung. Als Beispiel sei zusätzlich zum Brunsbüttel-Skandal nur
der Skandal um die EnBW (Energie Baden-Württemberg), Betreiberin unter
anderem der AKW Neckarwestheim und Philippsburg, genannt. Hier konnte
die bewusste Missachtung von Sicherheitsvorschriften über Jahre hinweg ent-
hüllt werden. Der Betrieb von Atomkraftwerken ist unter solchen Umständen
nicht verantwortbar. Als wäre das noch nicht genug, kommen weitere Proble-
me hinzu, die jedes für sich allein genommen den Betrieb von Atomkraftwer-
ken verbieten müssten:
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• schon beim Uranabbau – nötig für die Brennstoffversorgung der
AKW – werden die meist indigenen EinwohnerInnen ausgebeutet,
in ihrer Gesundheit geschädigt und die Umwelt verseucht,

• auch im so genannten „Normalbetrieb“ wird eine Niedrigstrahlung frei,
die zum Beispiel Leukämie verursachen kann. „Arbeiten des Wissenschaftlers
Dr. Alfred Körblein vom Umweltinstitut München zeigen, dass in
der Umgebung von deutschen Atomkraftwerken Kinderkrebsraten
signifikant erhöht sind. Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS)
hat inzwischen die Richtigkeit der entsprechenden Untersuchungen
bestätigt.“ (IPPNW)

• eine sichere Entsorgung des Atommülls, der für Millionen Jahre strahlt,
ist nicht möglich.

Aus diesen Aspekten folgt unbedingt die Notwendigkeit einer sofortigen Ab-
schaltung aller Atomanlagen.

Die rotgrüne Atompolitik charakterisiert sich über den „Atom-Konsens“. Dabei
wird in einem so genannten „Ausstiegsgesetz“ der ungestörte Weiterbetrieb
der AKW über Jahrzehnte garantiert. Der Atom-„Konsens“ bedeutet noch
nicht einmal einen Schritt in die richtige Richtung, also den sofortigen Atom-
ausstieg. Besser gar keine Änderung des Atomgesetzes als diese!
Im Atom-„Konsens“ wird für das Endlager im Salzstock Gorleben nur ein
Moratorium von maximal zehn Jahren festgeschrieben. Was danach geschieht,
ist unklar. Gibt es keinen neuen Standort, wird Gorleben weiter favorisiert
werden.

Schacht Konrad als Endlager wird nicht verhindert. Die Wiederaufarbeitung
wird nicht verboten, sondern nur die Anlieferung von Müll an die Wiederauf-

Haupttor Atommüllager Morsleben Atommüllager Schacht Konrad
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arbeitungsanlagen auf frühestens 2005 begrenzt. Die Verarbeitung dieses Mülls,
in deren Verlauf große Mengen Radioaktivität an die Umwelt abgegeben wer-
den, wird dann noch circa 15 Jahre dauern.
Die Atomkraftwerke werden erst abgeschaltet, wenn sie aus ökonomischen
Gründen sowieso nicht weiterbetrieben würden. Das zeigt, dass es sich hier
nicht um einen Ausstieg, sondern nur um ein „Auslaufen“ handelt. Das Argu-
ment des Neubauverbots als positiver Effekt des Atom-„Konsens“ geht
ebenfalls ins Leere. Denn schon vor dem „Konsens“ war klar, dass es keine
Neubauten von AKW geben wird, weil dies politisch nicht durchsetzbar ist
und außerdem nicht ökonomisch realisierbar wäre.
Ein besonderes Merkmal des rotgrünen „Ausstiegs“ ist nun noch, dass sich
die Bundesregierung verpflichtet, den ungestörten Betrieb abzusichern und
keine Maßnahmen gegen die Atomkonzerne zu unternehmen.

Der Sofortausstieg aus der Atomenergie-Nutzung ist möglich. Das zeigen vie-
le Studien. Im Auftrag von Greenpeace wurde untersucht, wie der vollständi-
ge Ausstieg innerhalb von fünf Jahren machbar wäre. Hier wurde ein Aus-
stiegs-Szenario entwickelt, das CO2-neutral abläuft und ohne besondere Mehr-
kosten finanzierbar ist. Die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt wären auch
weit positiver, als beim Weiterbetrieb der AKW.
Ein von atomhörigen Menschen gern verwendetes Argument ist, die Atom-
kraftwerke trügen zum Schutz des Klimas bei. Diese These ist aber nicht halt-
bar. Die CO2-Bilanz eines AKW, wobei Herstellung, Transport und Entsorgung
des Brennstoffs und der Bau der Anlage berücksichtigt werden, ist wesentlich
schlechter als zum Beispiel bei Gaskraftwerken. Mit regenerativen Energieträ-
gern kann die Atomtechnologie erst recht nicht mithalten.

Tschernobyl hat deutlich vor Augen geführt, wie gefährlich die Atomenergie-
Nutzung ist – auch hier hatte der Super-GAU schlimme Folgen. Hinzu kom-
men die mit dem Uranabbau verbundenen Probleme, die Niedrigstrahlung im
„Normalbetrieb“ und die ungelöste Entsorgung. Dies führt folgerichtig zur
Forderung nach einer sofortigen Stilllegung aller Atomanlagen – und zwar
weltweit!
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„Konsens“-Politik trotz Atomgefahr

Tschernobyl-Jahrestag 26.04.2002, Die-in der Greenkids
vor dem Magdeburger Hauptbahnhof
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Anhang
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GeneralAnzeiger Burg, 24.04.02

Magdeburger Volksstimme, 11.04.02
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Websites zur Thematik von
Tschernobyl
(zusammengestellt von Thomas Hartmann)

Der Autor übernimmt keine Gewähr für
den Wahrheitsgehalt der dort veröffent-
lichten Informationen.

http://www.chernobyl.info/de

Die internationale Tschernobyl-Website ist
eine Informations- und Kommunikations-
plattform. Sie spricht alle an, die sich für
die Linderung des Leidens und den
Wiederaufbau in den Gebieten engagie-
ren, welche immer noch unter den Folgen
der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl
leiden. Die Website verfolgt ihre Ziele mit
folgenden Mitteln:
1. Sie vermittelt neutrale und unabhängi-

ge Informationen zu den Auswirkungen
der Tschernobyl-Katastrophe und zur
aktuellen Lage in den betroffenen
Gebieten. Sie steht unter der Oberauf-
sicht der Direktion für Entwicklung und
Zusammenarbeit DEZA der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft.

2. Für die Beurteilung von Maßnahmen,
welche die Folgen der Tschernobyl-
Katastrophe bewältigen helfen, will die
Website Grundlagen zur Verfügung
stellen. Wichtigste Zielgruppe sind
weltweit die Entscheidungsträger aller
Ebenen, die sich mit den Tschernobyl-
Folgen befassen. Die Information der
Entscheidungsträger soll dazu beitragen,
die Finanzierung von zielgerichteten
und zweckdienlichen Maßnahmen zu
fördern.

3. Die Website dient dem Erfahrungsaus-
tausch und der Kommunikation
zwischen Behörden, Communities,
NGOs, Partner-Gemeinden, internatio-
nalen Organisationen sowie lokalen,
nationalen, multi- und bilateralen

Unterstützungsprojekten für die von
der Tschernobyl-Katastrophe betroffe-
nen Regionen mit Kooperationsbüros in
Minsk, Kiew und Moskau.

http://www.tschernobylhilfe.ffb.org/

Die website beinhaltet Aspekte der Reak-
torkatastrophe von den medizinischen und
sozialen Auswirkungen in Weißrussland bis
hin zu möglichen Auswirkungen in
Deutschland mit vielen Zeitungsartikeln,
Bildern und anderen Zusatzinfos. Link-
sammlung von circa 30 Tschernobyl-Hilfs-
Organisationen und ihren Aktivitäten in
Deutschland sowie kostenfreier newsletter
insbesondere zu Menschenrechtsfragen.

http://www.strahlentelex.de/

Die Geburtsstunde des Informationsdiens-
tes Strahlentelex ist eine unmittelbare
Folge der Katastrophe von Tschernobyl.
Die erste Ausgabe erschien am 15.01.1987
in Berlin unter der redaktionellen Verant-
wortung des Wissenschaftsjournalisten
Thomas Dersee, der das Strahlentelex
seitdem in ununterbrochener Folge
publiziert. Die Website beinhaltet ein
kommentiertes Register aller Artikel, die im
Strahlentelex zu den Tschernobyl-Folgen
erschienen sind.

http://www.bfs.de/

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS)
nimmt Vollzugsaufgaben des Bundes nach
dem Atomgesetz und dem Strahlenschutz-
vorsorgegesetz wahr, erfüllt Aufgaben auf
den Gebieten des Strahlenschutzes, der
kerntechnischen Sicherheit, der Beförde-
rung radioaktiver Stoffe und der Entsor-
gung radioaktiver Abfälle. Die website ent-
hält ausführliche Informationen und vielerlei
Dokumente zur Umweltradioaktivität.
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Kontakt-Adressen

AntiCastorNetz Magdeburg,
c/o BUND, Olvenstedter Straße 10,
D-39108 Magdeburg,
Telefon 01 62-860 89 49,
AntiCastorMD@gmx.de, www.antiatom.de/
magdeburg/

Deutscher Verband für Tschernobyl-Hilfe
e.V. (DVTH), Siemensstraße 18,
D-85521 Ottobrunn,
Telefon 089-608 38 54, dvth@castner.de,
www.tschernobylhilfe.ffb.org/

Fehlbildungsmonitoring Sachsen-Anhalt,
Prof. Dr. Volker Steinbicker,
Leipziger Straße 44, D-39120 Magdeburg,
Telefon 03 91-671 41 74,
volker.steinbicker@medizin.uni-magdeburg.de/,
www.med.uni-magdeburg.de/fme/zkh/mz/

Friedrich-Ebert-Stiftung (FES),
Joachim Schlütter, Geißlerstraße 1,
D-39104 Magdeburg, Telefon 0391-568 76-0,
joachim.schluetter@fes.de,
www.fes.de/magdeburg/

Gesellschaft für Strahlenschutz,
Dr. Sebastian Pflugbeil, Gormannstraße 17,
D-10119 Berlin, Telefon 030-449 37 36,
Pflugbeil.kvt@t-online.de,
www.gfstrahlenschutz.de/

Greenkids Magdeburg e.V.,
Thiemstraße 20 (Alte Feuerwache Buckau),
D-39104 Magdeburg,
Telefon 01 62-786 82 04,
mail@greenkids.de, www.greenkids.de/

Hochschule Magdeburg-Stendal (FH),
Prof. Dr. Thomas Hartmann,
Breitscheidstraße 2, D-39011 Magdeburg,
Telefon 03 91-886 44 56,
thomas.hartmann@sgw.hs-magdeburg.de,
www.kinderumweltgesundheit.de/

Kinder von Tschernobyl e.V.,
Christine Tietze, Umfassungsstraße 76,
D-39124 Magdeburg,
Telefon 03 91-251 12 84

Landesamt für Umweltschutz
Sachsen-Anhalt,
Johann Langhammer, Reideburgerstraße 47,
D-06116 Halle (Saale),
Telefon 03 45-570 42 40

Landesamt für Verbraucherschutz,
Dr. Bernd Thriene, Postfach 1748,
D-39007 Magdeburg,
Telefon 03 91-537 70,
b.thriene@online.de,
www.verbraucherschutz.sachsen-anhalt.de/

Landesbeauftragte für die Unterlagen des
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen
DDR in Sachsen-Anhalt,
Edda Ahrberg, Klewitzstraße 4,
D-39112 Magdeburg,
Telefon 03 91-567 50 51,
info@landesbeauftragte.de,
www.landesbeauftragte.de/

Otto Hug Strahleninstitut,
Medizinische Hilfsmaßnahmen,
Parkallee 87, D-28209 Bremen,
Telefon 04 21-346 82 85,
mail@oh-strahlen.org,
www.oh-strahlen.org/index.html/

Strahlentelex,
Thomas Dersee, Waldstraße 49, D-15566
Schöneiche b. Berlin,
Telefon 030-435 28 40
thomasdersee@strahlentelex.de,
www.strahlentelex.de/
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KooperationspartnerInnen

Die Idee zu diesem Forum entstand aus
der Zusammenarbeit von Friedrich-Ebert-
Stiftung, Greenkids und der Hochschule
Magdeburg-Stendal (FH). Seit mehreren
Jahren erinnern die Greenkids jeweils am
26. April in Magdeburg an den Super-GAU
in Tschernobyl. Im Jahr 2002 sollte es ein
Programm aus unterschiedlichen Veran-
staltungen geben, mit denen auf die Ge-
fährlichkeit der Atomenergie-Nutzung
hingewiesen wird.
Auf Seiten der Hochschule, vertreten durch
Prof. Dr. Thomas Hartmann, bestand das
Interesse an einer Fachveranstaltung, die
sich mit den Auswirkungen der Tscherno-
byl-Katastrophe auf das Gebiet der DDR
befasst.
Das Landesbüro Sachsen-Anhalt der
Friedrich-Ebert-Stiftung beteiligte sich
umfangreich, weil es um die Aufarbeitung
der DDR-Vergangenheit in Sachsen-An-
halt ging und weil auch der heutige Um-
gang mit den Atomenergie-KritikerInnen
ein wichtiges Thema der politischen Er-
wachsenenbildung ist.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung ist eine ge-
meinnützige, private, kulturelle Institution,
die den Ideen und Grundwerten der sozia-
len Demokratie und der demokratischen
Arbeiterbewegung verpflichtet ist. Wir wir-
ken mit unserer weltweiten Tätigkeit im
Geiste des ersten Reichspräsidenten der
Deutschen Republik, Friedrich Ebert. In
Sachsen-Anhalt führen wir seit 1990 Kon-
ferenzen und Tagungen, Seminare,
Gesprächskreise und Diskussionsforen zu
einer breiten Palette von Themen durch.
Unsere Veranstaltungen sind für alle Bür-
gerInnen und Bürger zugänglich. Unsere
Adresse, unter der Sie auch detaillierte In-

formationen über unsere Arbeit bekom-
men, finden Sie am Ende dieser Broschüre.

Die Greenkids Magdeburg sind seit 1995
eine eigenständige Jugend-Umweltschutz-
organisation, die aus dem Greenteam-
Magdeburg – einer Jugendgruppe von
Greenpeace – hervorgingen. Die jungen
UmweltschützerInnen beschäftigen sich
unter anderem mit atompolitischen The-
men, der Verkehrs- und Müllproblematik
sowie Naturschutzfragen. Die Greenkids
waren beteiligt an Aktionen gegen die
Atommülllager in Morsleben, Salzgitter,
Gorleben und Lubmin. Mit dem von den
Greenkids herausgegebenen „grünen
blatt“ – einer Zeitung aus der Jugend-
Umweltbewegung – wird versucht, eine
Gegenöffentlichkeit zur herkömmlichen
Medienberichterstattung zu schaffen.

Die Hochschule Magdeburg-Stendal
(FH) wurde im Jahr 1991 gegründet und
ist inzwischen ein Markenzeichen für eine
fundierte akademische Ausbildung. An
acht Fachbereichen mit 20 Direkt-Studien-
gängen und zahlreichen Weiterbildungs-
möglichkeiten sind zurzeit über 5.000
Studierende eingeschrieben. Der Fachbe-
reich Sozial- und Gesundheitswesen ist mit
über 1.000 Studierenden nicht nur der
größte seiner Art in den neuen Bundeslän-
dern, sondern auch der einzige an einer
staatlichen Hochschule, der Studiengänge
des Sozial- und Gesundheitswesens
miteinander verknüpft. Für die großen
Reformaufgaben des Gesundheitswesens
bietet der Studiengang Gesundheits-
förderung und -management den Erwerb
der hierfür benötigten Qualifikationen.
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Tschernobyl und die DDR:
Fakten und Verschleierungen –
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FE Titel Tschernobyl.Real. 25.06.2003, 13:54 Uhr1


